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7 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung im Einvernehmen
mit den Bundesministerien für Handel und
Wiederaufbau sowie Land- und Forstwirt-
schaft vom 6. März 1948, mit der die Ver-
ordnung vom 20. Dezember 1946, B. G. Bl.
Nr. 19/1947 (Suchtgiftverordnung), abgeän-
dert wird (1. Suchtgiftverordnungsnovelle).

Auf Grund des Bundesgesetzes vom 29. Ok-
tober 1946, B. G. Bl. Nr. 207 (Suchtgiftgesetz),
des § 7 des Gesetzes vom 18. Dezember 1906,
R. G. Bl. Nr. 5/1907, und des § 24 der Gewerbe-
ordnung wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 20. Dezember 1946,
B.G.Bl. Nr. 19/1947, im Einvernehmen mit den
Bundesministerien für Handel und Wiederaufbau
sowie Land- und Forstwirtschaft über den Ver-
kehr und über die Gebarung mit Suchtgiften
(Suchtgiftverordnung), wird abgeändert wie
folgt:

1. Im § 3, Abs. (2), entfallen in der vorletzten
Zeile die Worte „Anstalten oder".

2. Dem § 5, Abs. (2), wird nachstehender Satz
angefügt: „Dasselbe gilt für die Universitäts-
kliniken, die öffentlichen und privaten Kranken-
anstalten sowie die Kliniken der Tierärztlichen
Hochschule und gleichgestellter Anstalten.".

3. Im § 9, Abs. (1), erste Zeile, hat es statt
„Apotheken" zu heißen: „öffentlichen Apotheken,
Anstaltsapotheken, ärztlichen und tierärztlichen
Hausapotheken"; in der vorletzten Zeile wird
das Wort „fünf" durch das Wort „drei" ersetzt.

4. Im § 12, erste Zeile, werden nach den
Worten „sowie Arzneien" die Worte ein-
geschaltet: „ausgenommen registrierte pharma-
zeutische Spezialitäten,".

5. Dem § 13 wird folgender Absatz angefügt:
„(6) Die (Beschränkungen der Abs. (1), (2), (4)

und (5) finden auf die Verschreibungen! für den
allgemeinen Bedarf der Universitätskliniken und
öffentlichen Krankenanstalten keine Anwendung.".

6. Der § 14, Abs. (2), entfällt; die Abs. (3)
und (4) erhalten die Bezeichnung „(2), be-
ziehungsweise (3)". Im nunmehrigen Abs. (2) hat
es in der sechsten Zeile statt „von 20 v. H." zu
heißen: „bis 20 v. H.". Als neuer Absatz wird
angefügt:

„(4) Die Beschränkungen der Abs. (1) bis (3)
finden auf die Verschreibungen für den all-
gemeinen Bedarf der Kliniken der Tierärztlichen
Hochschule und gleichgestellter Anstalten, mit
Ausnahme privattierärztlicher Kliniken, keine
Anwendung.".

7. § 15, Abs. (1), hat zu lauten: „Außer für
einen Kranken oder für ein krankes Tier und für
den Bedarf in der Praxis dürfen Arzneien, die
Suchtgifte nach Vorschrift der §§ 11 bis 14 ent-
halten, für den Bedarf der ärztlichen und tier-
ärztlichen Hausapotheken verschrieben werden.".

8. Im § 15, Abs. (3), erste und zweite Zeile,
entfallen die unter Klammer gesetzten Worte
„(mit Ausnahme von Aethylmorphin, Codein und
Thebain)". In der vorletzten Zeile hat es statt
„Verrechnungen" zu heißen „Verschreibungen".

9. Dem § 15 wird folgender Absatz angefügt:
„(4) Auf Verschreibungen von Aethylmorphin,

Codein und Thebain finden die Bestimmungen
der Abs. (2) und (3) keine Anwendung.".

10. In Muster 2 und 2 a (Suchtgiftnachweise)
haben die Rubriken für die Nachweise von
Thebain, Cocablättern und Ecgonin zu entfallen.

Maisel
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7 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 6. März
1948, betreffend die Wiederherstellung der
Konzessionspflicht für die durch die Reichs-
kulturkammergesetzgebung entkonzessio-

nierten Gewerbe.

Auf G r u n d des § 24 der Gewerbeordnung wird
verordnet :

§ 1. (1) Der Handel mit literarischen oder
artistischen auf mechanischem oder chemischem
Wege vervielfältigten Erzeugnissen, insbesondere
der Buchhandel (einschließlich des Antiquarbuch-
handels, des Bühnenverlages und -vertriebes) u n d
der Kunst- u n d Musikalienhandel, wird unbe-
schadet der Bestimmungen des Absatzes 2 mi t
Wirkung vom 27. Apr i l ,1945 a n eine Konzession
gebunden. Der Betrieb von Leihanstalten für
Presseerzeugnisse und von Lesekabinetten wird
gleichfalls m i t Wirkung v o m 27. April 1945 an
eine Konzession gebunden.

(2) V o n der Konzessionspflicht werden ausge-
n o m m e n : de r Handel mi t Presseerzeugnissen,
welche lediglich den Bedürfnissen des Gewerbes,
der Landwirtschaft u n d des Verkehres oder des
häuslichen oder geselligen Lebens z u dienen be-
s t immt sind, o h n e als artistische Erzeugnisse an-
gesehen werden zu können, insbesondere Schul-
hefte, Preislisten, Preiszettel, Ansichts- und
Glückwunschkarten, Vermietungsanzeigen, Rech-
nungsblankette, Stundeneinteilungen, Schreib-
hefte, Kontokor ren ts , Bücher- und Schreibheft-
schilder, Modellier- und Kolorierbogen, Abzug-
bilder, Laubsägevorlagen, Wunschbogen, einfache
Anleitungen für den Gebrauch v o n einzelnen
Waren, soweit sie v o n den z u m Hande l mi t die-
sen Waren befugten Gewerbetreibenden verkauft
werden, Ortspläne u n d Straßenverzeichnisse,
Fahrpläne u n d Ausflugskarten der Umgebung des
Standortes des Handelstreibenden, Drucksor ten
für industrielle und Kanzleizwecke.

(3) Die Konzessionen werden mi t der im A b -
satz 4 erwähnten Ausnahme v o m Landeshaupt-
m a n n verliehen.

(4) Die Konzession zu dem ausschließlich auf
Schul- und Gebetbücher, Kalender u n d Heiligen-
bilder beschränkten Handel verleiht die Gewerbe-
behörde erster Instanz.

(5) Bei Verleihung der Konzession ist außer auf
die Erfüllung der für alle konzessionierten Ge-
werbe vorgeschriebenen Erfordernisse auch auf
die Lokalverhältnisse, u n d zwar insbesondere auf
den Bedarf Bedacht zu nehmen.

(6) Die Verordnung des Bundesministeriums
für Handel u n d Verkehr über den Befähigungs-
nachweis für den Handel m i t Presseerzeugnissen
und d e n Betr ieb von Leihanstalten für derlei
Erzeugnisse u n d v o n Lesekabinetten, B . G. Bl.

N r . 11 aus 1935, t r i t t mi t Wirksamkei t vom
27. April 1945 wieder in Kraft.

§ 2. (1) Mit Wirksamkeit v o m 27. April 1945
werden

a) die Verordnung vom 23. Dezember 1921,
B.G.Bl. Nr. 1 aus 1922, mit der. das Ge-
werbe der Versteigerung beweglicher Sa-
chen an eine Konzession gebunden wird, in
ihrer ursprünglichen Fassung,

b) die Verordnung vom 7. März 1902, R. G.
Bl. Nr. 53, betreffend die Einreihung des
Betriebes von Telegraphenagenturen (Tele-
graphenbüros, Telegraphenkorrespondenz-
büros) unter die konzessionierten Gewerbe,
und

c) die Verordnung vom 16. Februar 1922,
B. G. Bl. Nr. 95, betreffend die Bindung des
Gewerbes der Theaterkartenbüros an eine
Konzession,

wieder in Kraft gesetzt.

(2) Mit dem gleichen Zeitpunkte wird die
Konzessionspflicht für das Gewerbe der Alt-
warenhändler (Trödler) gemäß § 15, Absatz 1,
Punkt 12, der Gewerbeordnung wieder auf die
Tätigkeiten dieses Gewerbes, die vor dem
27. April 1945 reichskulturkammerpflichtig waren,
ausgedehnt.

§ 3. (1) Die seit dem 27. April 1945 erworbenen
Gewerbeberechtigungen welcher Art immer zur
Ausübung der in § 1, Absatz 1 und 4, und § 2
bezeichneten Gewerbe verlieren mit 31. Dezem-
ber 1948 ihre Wirksamkeit, sofern die Gewerbe-
inhaber nicht bis dahin um die nach dieser Ver-
ordnung erforderliche Konzession unter Ein-
haltung der Vorschriften des § 22 der Gewerbe-
ordnung ansuchen. Spätestens mit der (rechts-
kräftigen Entscheidung über ein solches Konzes-
sionsansuchen erlischt die seinerzeitig erlangte
Gewerbeberechtigung.

(2) I m Verfahren über solche Konzessions-
ansuchen findet eine Bedachtnahme auf die
Lokalverhältnisse nicht s tat t . Sofern die tatsäch-
liche Befähigung eines solchen Konzessions-
werbers für die Ausübung des betreffenden
Gewerbes außer Zweifel steht, entfällt die Bei-
bringung des in den einschlägigen Vorschriften
geforderten förmlichen Befähigungsnachweises.

(3) Die auf § 56, Absätze 4 bis 7, de r Gewerbe-
ordnung gegründeten Rechte zu r For t führung
von Gewerlben, die durch diese Verordnung an
eine Konzession gebunden! werden, bleiben von
den Bestimmungen des Absatzes 1 unberühr t , so-
fern der Gewerbeinhaber vo r dem 1. Jänner
1949 gestorben oder im Falle des Absatzes 6 der
Konkurs vor diesem Zei tpunkt eröffnet wor-
den ist.

Kolb
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7 3 . Verordnung der Bundesregierung vom
9. März 1948 über die Anrechnung von Vor-
dienstzeiten für die Vorrückung in höhere

Bezüge (Vordienstzeitenverordnung).
Auf Grund des § 22 des Bundesgesetzes vom

12. Dezember 1946, B.G.Bl. Nr. 22/1947, über
das Diensteinkommen und! die Ruhe- und Ver-
sorgungsgenüsse der Bundesbeamten (Gehalts-
überleitungsgesetz) wird verordnet:

Anwendungsbereich.

§ 1. Diese Verordnung findet auf die Bundes-
beamten Anwendung, die den Bestimmungen des
Gehaltsüberleitungsgesetzes unterliegen; ausge-
nommen sind die ordentlichen Hochschulpro-
fessoren und die außerordentlichen Hochschul-
professoren.

Anrechenbare Vordienstzeit

§ 2. (1) Bundesbeamten wird auf Ansuchen für
die Vorrückung in höhere Bezüge vom zu-
ständigen Bundesminister angerechnet:

a) die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis zum Bund, ferner — unter der
Voraussetzung der Gegenseitigkeit — zu
einem von ihm verwalteten Fonds oder
einer von ihm verwalteten Stiftung oder
Anstalt, zu einem Bundesland, zu einem
Bezirk oder zu einer Gemeinde tatsächlich
zurückgelegte Dienstzeit;

b) die in einem dem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis unmittelbar vorangegan-
genen privatrechtlichen Dienstverhältnis
zum Bund oder — unter der Voraus-
setzung der Gegenseitigkeit — zu einem
von ihm verwalteten Fonds oder einer von
ihm verwalteten Stiftung oder Anstalt, zu
einem Bundesland, zu einem Bezirk oder
zu einer Gemeinde oder zu einer öffentlich-
rechtlichen Körperschaft tatsächlich zurück-
gelegte Dienstzeit; eine Dienstzeitunter-
brechung von weniger als sechs Monaten
bleibt bei der Beurteilung der „Unmittel-
barkeit" außer Betracht;

c) die in dem durch Dienstordnung ge-
regelten Dienstverhältnis zu dem Öster-
reichischen Bundes(Staats)bahnen tatsäch-
lich zurückgelegte Dienstzeit; gleichzu-
halten ist die bei einer Landes- oder
Privatbahn in dem durch gleichartige
Dienstordnungen geregelten Dienstverhält-
nis zurückgelegte Dienstzeit, soweit sie
anläßlich einer Übernahme in das vorbe-
zeichnete Dienstverhältnis bei den Öster-
reichischen Bundes(Staats)bahnen für die
Erlangung höherer Bezüge angerechnet
worden ist;

d) die Zeit einer Verwendung oder Aus-
bildung, die über die gemeinsamen Er-
fordernisse für die Erlangung von Dienst-

posten einer bestimmten Verwendungs-
gruppe hinaus für den Dienstzweig, in den
der Beamte aufgenommen wird, vorge-
schrieben ist, einschließlich des vorge-
schriebenen Probejahres der Lehrer;

e) die Gerichtspraxis als Rechtsanwaltsanwär-
ter bis zu einem Jahr; die Beschränkung
gilt nicht für Richter, staatsanwaltschaft-
liche Beamte und Beamte der Finanz-
prokuratur;

f) die an Pflichtschulen oder an höheren Lehr-
anstalten als Seelsorger oder als Religions-
lehrer zurückgelegte Verwendungszeit,
wenn die Berechtigung zur Ausübung der
Seelsorge Erfordernis für die Anstellung im
Bundesdienst ist;

g) Zeiträume, die auf Grund des § 11 des
Beamten - Überleitungsgesetzes, St. G. Bl.
Nr. 134/1945, für die Vorrückung in höhere
Bezüge angerechnet worden1 sind.

(2) F ü r d ie Vorrrückung i n höhere Bezüge kann
unter der Voraussetzung, daß die während der
nachstehend angeführten Zeiträume entfaltete
Tätigkeit für den Dienstzweig, in dem der
Bundesbeamte angestellt wird, von wesentlicher
Bedeutung ist, vom zuständigen Bundesminister
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt
angerechnet werden:

a) Eine Dienstzeit gemäß Abs. (1), lit. a,
wenn die Voraussetzung der Gegenseitigkeit
fehlt;

b) eine Dienstzeit gemäß Abs. (1), lit. b,
wenn die Voraussetzung der Gegenseitig-
keit fehlt oder wenn die Dienstzeit der
neuen Verwendung nicht unmittelbar vor-
angegangen ist;

c) die Gerichtspraxis als Rechtsanwaltsanwär-
ter, soweit sie nicht unter die Bestimmung

des Abs. (1), lit. e, fällt;
d) eine sonst in einem öffentlichen oder nicht

öffentlichen Dienst oder in einem freien
Beruf in Vollbeschäftigung zugebrachte
Zeit.

(3) D e r altösterreichische Zivilstaats(Gendar-
merie)dienst, der gemeinsame österreichisch-un-
garische Zivilstaatsdienst u n d der Dienst als
Berufsmili tärperson i n d e r bewaffneten Macht
de r ehemaligen österreichisch-ungarischen1 M o n -
archie, ferner die w ä h r e n d des Krieges i n den
Kalenderjahren 1914 bis einschließlich. 1918 u n d
die in d e r provisorischen österreichischen W e h r -
macht zurückgelegte Mili tärdienstzeit wird , wenn
der Bundesbeamte bis z u m 13. M ä r z 1938 u n d ab
27. Apr i l 1945 unun te rb rochen die österreichi-
sche Staats(Bundes)bürgerschaft besessen hat , je
nach de r A r t des Dienstverhältnisses d e m Dienst
gemäß Abs. (1), lit . a oder b , gleichgehalten.

(4) Zei t räume, während der d e r Bundesbeamte

a) nach d e m 13. März 1938 durch militärische
Dienstleistung, durch Kriegsgefangenschaft
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oder einen anderen durch den Krieg ge-
gebenen Grund oder

b) vom 4. März 1933 bis 13. März 1938 aus
politischen Gründen — außer wegen
nationalsozialistischer Betätigung — oder

c) vom 13. März 1938 bis .27. April 1945
aus politischen Gründen oder aus Gründen
der Abstammung

vom Eintritt in den öffentlichen Dienst ausge-
schlossen oder an der Vollendung seiner Studien
verhindert war (Behinderungszeit), können im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt und
dem Bundesministerium für Finanzen wie
Bundesdienstzeiten angerechnet werden, wenn
die Behinderungszeit unmittelbar dem Eintritt in
den Bundesdienst vorangegangen ist; diese Vor-
aussetzung gilt auch als erfüllt, wenn die Studien
mit dem auf den Wegfall der Behinderung
nächstfolgenden Studienabschnitt (Semester,
Schuljahr) fortgesetzt werden und der (Eintritt
in den Bundesdienst dem Abschluß der Studien
unmitteibar folgt. Eine Zwischenzeit von weniger
als sechs Monaten bleibt bei der Beurteilung der
Unmittelbarkeit außer Betracht. Ist die Voraus-
setzung der Unmittelbarkeit nicht erfüllt, so.
kann die Behinderungszeit wie eine nach Abs. (2)
anrechenbare Zeit behandelt werden.

Nicht anrechenbare Dienstzeiten.

§ 3. (1) Von einer Anrechnung gemäß § 2 ist
ausgeschlossen:

a) die vor der Vollendung des 18. Lebens-
jahres zurückgelegte Zeit;

b) die. Dienstzeit in einem Dienstverhältnis,
die nach den für dieses Dienstverhältnis
geltenden Bestimmungen für die Erlan-
gung höherer Bezüge nicht anrechenbar
war;

c) die Dienstzeit in einem Dienstverhältnis,
das durch den freiwilligen Austritt des
Bundesbeamten während eines anhängigen
Disziplinarverfahrens, durch Entlassung
auf Grund eines Disziplinarerkenntnisses
oder infolge strafgerichtlicher Verurtei-
lung aufgelöst wurde;

d) die Dienstzeit in einem nicht öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis, das aus dem
Verschulden des B u n d e s b e a m t e n
vom Dienstgeber vor Ablauf der Zeit, auf
die es eingegangen wurde, oder ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist aufgelöst
wurde;

e) Zeiträume, die in einem freien Beruf
zurückgelegt wurden, für dessen weitere
Ausübung der Bundesbeamte auf Grund
strafgerichtlicher oder disziplinärer Ver-
urteilung oder durch Verwaltungsverfügun-
gen die Befugnis verloren hat;

f) die Dienstzeit, für die der Bundesbeamte
einen Ruhegenuß aus einem im § 2, Abs. (1),

lit. a, b, c und f, bezeichneten Dienst-
verhältnis bezieht. Dies gilt jedoch nicht,
wenn der Ruhegenuß nach den hiefür gel-
tenden Bestimmungen wegen des bestehen-
den öffentlich - rechtlichen Dienstverhält-
nisses zum Bund zur Gänze ruht; in
diesem Falle muß überdies auf jenen Teil
des Ruhe(Versorgungs)genusses aus dem
öffentlich - rechtlichen Dienstverhältnis zum
Bund verzichtet werden, der dem Ruhe-
(Versorgungs)genuß aus dem früheren
Dienstverhältnis entspricht;

g) die Dienstzeit aus einem Dienstverhältnis,
für das der Bundesbeamte aus öffentlichen
Mitteln eine Abfertigung erhallten hat, so-
fern er die Abfertigung nicht zurück-
erstattet; der Bemessung des rückzu-
erstattenden Betrages wird nach Maßgabe
vom Bundesministerium für Finanzen zu
erlassender näherer Bestimmungen an Stelle
des Bezuges, nach dem die Abfertigung be-
messen wurde, der Bezug zugrunde gelegt,
der nach den im Zeitpunkt der Rück-
zahlung geltenden Bestimmungen der seiner-
zeitigen Stellung des Bundesbeamten ent-
spricht.

(2) Eine Anrechnung kann nur dann und nur
soweit erfolgen, als sie nicht besonderen gesetz-
lichen Bestimmungen widerspricht. Sie ist un-
zulässig, wenn hiedurch der für die Anrechnung
in Betracht kommende kalendermäßige Zeitraum
mehrfach angerechnet würde; dies gilt nicht im
Falle des § 66, Abs. (1), erster Satz, des Gehalts-
überleitungsgesetzes.

Ausmaß der Anrechnung.

§ 4. (1) Vordieinstzeiten, die nach Maßgabe des
§ 2, Abs. (1), und des § 3 zur Anrechnung ge-
eignet sind, werden in dem Ausmaße ange-
rechnet, das sich nach den folgenden Bestimmun-
gen ergeben würde, wenn diese Vordienstzeiten
im Bundesdienst zurückgelegt worden wären:,

a) Vordienstzeiten werden im vollen Ausmaße
angerechnet, soweit sie nach Erfüllung der
gemeinsamen Erfordernisse für die Er-
langung von Dienstposten in der Ver-
wendungsgruppe, in der die Anstellung er-
folgt, und in einer Verwendung zurück-
gelegt wurden, die der Verwendung in dem
Dienstzweig, in dem die Anstellung erfolgt,
mindestens gleichwertig ist;

b) die nach § 2, Abs. (1), lit. d, anrechen-
baren Zeiten werden im vollen Ausmaße
angerechnet, wenn die vorgeschriebene Ver-
wendung oder Ausbildung nach Erfüllung
der gemeinsamen Erfordernisse für die
Erlangung von Dienstpasten der Ver-
wendungsgruppe, in der die Anstellung er-
folgt, zurückgelegt wurde;
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c) Vordienstzeiten, die den in lit. a und b
festgesetzten Voraussetzungen nicht ent-
sprechen, werden soweit angerechnet, als
sich eine Anrechnung im Falle einer Über-
stellung aus der der Vordienstzeit ent-
sprechenden tieferen Verwendungsgruppe
in die höhere Verwendungsgruppe gemäß
§ 20 des Gehaltsüberleitungsgesetzes ergeben
würde.

(2) Vordienstzeiten gemäß § 2, Abs. (2), können
im Rahmen der Bestimmungen des vorstehenden
Absatzes nur bis zur Hälfte angerechnet wer-
den; die Anrechnung darf einen Zeitraum von
zehn Jahren nicht übersteigen. Diese Beschrän-
kungen finden soweit nicht Anwendung, als das
zuständige Bundesministerium im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzleramt feststellt, daß es im
öffentlichen Interesse gelegen ist, dem Bundes-
beamten eine seiner bisherigen Berufslaufbahn
entsprechende besoldungsrechtliche Stellung zu-
zuerkennen; sie finden ferner dann keine An-
wendung, wenn die Voraussetzung der Unmittel-
barkeit [§ 2, Abs. (2), lit. b] nur infolge einer
Dienstzeitunterbrechung nicht gegeben ist, die
auf einer Kündigung des seinerzeitigen Dienst-
verhältnisses seitens des Dienstgebers beruht.

(3) Nicht in Vollbeschäftigung zurückgelegte
Vordienstzeiten werden bei einer Dienstleistung
von mehr als drei Vierteln der Dienstleistung
eines entsprechenden vollbeschäftigten Bedienste-
ten voll, bei einer Dienstleistung von der Hälfte
bis zu drei Vierteln der Dienstleistung eines ent-
sprechenden vollbeschäftigten Bediensteten zu
zwei Dritteln, sonst zu einem Drittel in An-
schlag gebracht.

(4) Vordienstzei ten von Lehrern werden, wenn
die Lehrverpflichtung im Studienhalbjahr un-
unterbrochen wenigstens zehn Wochens tunden
betrug, voll , wenn sie i m Studienhalbjahr u n -
unterbrochen wenigstens sechs Wochens tunden
betrug, zur Hälfte, sonst zu einem Drittel in An-
schlag gebracht.

Wirkung der Anrechnung.

§ 5. Anrechenbare Vordienstzeiten sind zu be-
rücksichtigen:

a) bei Bamten der allgemeinen Verwaltung
für die Vorrückung in höhere Gehalts-
stufen der DPGr. VI, bei höheren Dienst-
posten soweit, als sich aus der Anwendung
des § 11, Abs. (4), des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes eine höhere Gehaltsstufe ergibt;

b) bei Richtern und staatsanwaltschaftlichen
Beamten nach Maßgabe der Bestimmungen
des § 29, Abs. (3), des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes für die Vorrückung in höhere Ge-
haltsstufen;

c) bei Hochschulassistenten für die Vor-
rückung in höhere Gehaltsstufen (§ 35 des
Gehaltsüberleitungsgesetzes);

d) bei Lehrern der Verwendungsgruppe L 1,
L 2 und L 3 sowie bei Beamten des Schul-
aufsichtsdienstes für die Vorrückung in
höhere Gehaltsstufen (§ 40 des Gehalts-
überleitungsgesetzes);

e) bei Wachebeamten für die Vorrückung in
höhere Gehaltsstufen der DPGr. VI (§ 11
des Gehaltsüberleitungsgesetzes), bei höhe-
ren Dienstpostengruppen soweit, als sich
aus der Anrechnung nach § 11, Abs. (4), des
Gehaltsüberleitungsgesetzes eine höhere
Gehaltsstufe ergibt.

Durchführung der Anrechnung.

§ 6. (1) Um die Anrechnung von Vordienist-
zeiten muß vom Bundesbeamten längstens binnen
sechs Monaten nach der Anstellung schriftlich
angesucht werden.

(2) Die auf G r u n d de r Anrechnung v o n V o r -
dienstzeiten sich ergebenden Vorrückungen sind
mi t Wirksamkei t v o m Tage der Anstel lung
durchzuführen.

(3) V o n d e r Anrechnung v o n Vordienstzei ten
ist der Bundesbeamte schriftlich zu verständigen.

§ 7. (1) Vordienstzei ten gemäß § 2, Abs. (1),
lit . a oder b, können , wenn die Gegenseitig-
keit i m Ze i tpunk t de r Anrechnung nicht fest-
steht, un te r der A n n a h m e der feststehenden
Gegenseitigkeit bedingt „für den Fall de r Gegen-
seitigkeit" angerechnet werden .

(2) Bis zu r Feststellung der Gegenseitigkeit
gelten für das Ausmaß der Anrechnung die Be-
s t immungen des § 4, Abs. (2); nach Feststellung
der Gegenseitigkeit sind diese Vordienstzei ten
ohne weiteres Ansuchen des Bundesbeamten mi t
Wirksamkei t v o n d e m dem Ein t r i t t e der Gegen-
seitigkeit nächstfolgenden i. Jänner oder 1. Juli ,
frühestens aber mi t Wirksamkei t v o n dem Tag
gemäß § 4, Abs. (1), anzurechnen, an dem die
einstweilige Anrechnung gemäß § 4, Abs. (2),
wirksam wurde . Erfolgt der Ein t r i t t der Gegen-
seitigkeit b innen sechs Mona ten nach Ver laut -
barung dieser Vero rdnung , so wird die Anrech-
nung gemäß § 4, Abs. (1), rückwirkend v o n d e m
Tage an durchgeführt , m i t d e m die einstweilige
Anrechnung gemäß § 4, Abs. (2), wirksam
wurde .

Übergangsbest immungen.

§ 8. (1) Die sechsmonatige Frist gemäß § 6,
Abs. (1), läuft v o m T a g e de r Kundmachung
dieser V e r o r d n u n g bei Bundesbeamten,

a) die nach d e m 27. Apr i l 1945, aber vo r der
Kundmachung dieser Ve ro rdnung ange-
stellt worden sind;

b) die zwischen dem 13. September 1937 und
13. März 1938 angestellt worden sind.

(2) Bei den im Abs. (1) genannten Bundes-
beamten werden die durch Anrechnung von Vor-
dienstzeiten sich ergebenden Vorrückungen mit
Wirksamkeit vom 1. September 1946, wenn der
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Bundesbeamte aber später angestellt worden ist,
mit Wirksamkeit vom Tag der Anstellung
durchgeführt.

(3) Ergibt sich für die im Abs. (1) genannten
Bundesbeamten auf Grund des § 7, Abs. (1),
zweiter Satz, des Beamten-Überleitungsgesetzes,
St. G. Bl. Nr. .134/1945, ein früherer Tag für die
weiteren Vorrückungen in höhere Bezüge, als
sich auf Grund der Anrechnung von Vordienst-
zeiten für die Vorrückung in höhere Bezüge im
Sinne dieser Verordnung ergibt, so bleibt der
frühere Tag für die weiteren Vorrückungen maß-
gebend; ergibt sich derart ein späterer Tag, so
ist für die weitere Vorrückung der Tag maß-
gebend, der sich auf Grund der Anrechnung von
Vordienstzeiten auf Grund dieser Verordnung
ergibt.

§ 9. (1) Bundesbeamten, die vor dem 13. Sep-
tember 1937 angestellt worden 6ind, können zu-
sätzlich zu den bisher angerechneten Vordienst-
zeiten auf schriftliches Ansuchen im Einver-
nehmen mit dem. Bundeskanzleramt Dienstzeiten
bis zum Höchstausmaß von zwei Jahren für die
Vorrückung in höhere Bezüge angerechnet wer-
den, wenn die auf Grund der Bestimmungen
dieser Verordnung sich ergebende, für die Vor-
rückung in höhere Bezüge maßgebende Dienst-
zeit zuzüglich der nach § 3, Abs.(1), der Verord-
nung vom 28. Juni 1926, B.G. Bl. Nr. 174, ange-
rechneten Kriegshalbjahre länger ist als die Zeit,
die der auf Grund der Ernennung nach § 7 des
Beamten-Überleitungsgesetzes, St. G.Bl. Nr. 134/
1945, erlangten bezugsrechtlichen Stellung ent-
spricht.

(2) Das Ansuchen nach Abs . (1) m u ß längstens
b innen sechs M o n a t e n nach d e m Tage der
Kundmachung dieser V e r o r d n u n g eingereicht
werden .

(3) Die auf G r u n d der Anrechnung nach
Abs. (1) sich ergebenden Vorrückungen sind mit
Wirksamkeit vom 1. September 1946 durch-
zuführen.

§ 10. Die Bestimmungen der §§ 8 und 9
werden sinngemäß auf Bundesbeamte ange-
wendet, die nach Übernahme in einen neuen
Personalstand nach § 7 des Beamten - Über-
leitungsgesetzes in den Ruhestand versetzt wor-
den sind, sowie auf Bundesbeamte, auf die die
Bestimmungen des Gehaltsüberleitungsgesetzes
nach § 62, Abs. (1) oder (2), dieses Gesetzes An-
wendung finden.

§ 11. War der Bundesbeamte durch unabwend-
bare Ereignisse ohne sein Verschulden verhindert,
die im § 8, Abs. (1), oder im § 9, Abs. (2), vor-
gesehene Frist einzuhalten, so kann er das An-
suchen innerhalb von sechs Monaten nach Weg-
fall des Hindernisses nachbringen.

Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes
Maisel Zimmermann Kraus Kolb Sagmeister
Krauland Übeleis Migsch Gruber Altenburger

7 4 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau im Einver-
nehmen mit. den Bundesministerien für In-
neres, Unterricht, Finanzen, soziale Verwal-
tung, Verkehr, Vermögenssicherung und
Wirtschaftsplanung sowie Energiewirtschaft
und Elektrifizierung vom 17. März 1948,
betreffend die Durchführung des Handels-
kammermitgliedergesetzes vom 2. Juli 1947,
B. G. Bl. Nr. 161 (Handelskammermitglieder-

verordnung — HMV.).

Auf Grund des § 7, Handelskammermit-
gliedergesetz — HMG., B.G.Bl . Nr . 161/1947,
wird im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesministerien verordnet:

§ 1. (1) Die Aufforderung gemäß § 1, Abs. (1),
HMG. durch die Landeskammern hat durch
Aufruf der Berechtigungsinhaber, i n der Regel
in alphabetischer Reihenfolge nach dem Anfangs-
buchstaben ihres Familiennamens, bei handels-
gerichtlich protokollierten Firmen nach dem An-
fangsbuchstaben ihres Firmenwortlautes zu ge-
schehen. Für die Inhaber bestimmter Berechti-
gungsgruppen kann der Aufruf gesondert er-
folgen.

(2) Der Aufruf hat für den gesamten Kammer-
bereich oder für bestimmte Teile desselben (Ver-
waltungsbezirke, Gemeinden u. dgl.) zu erfolgen
und trifft alle Berechtigungsinhaber, welche in
dem aufgerufenen S p r e n g t einen Betrieb unter-
halten oder eine Berechtigung besitzen, die auf
einen in diesem Sprengel gelegenen Standort
lautet.

(3) Es ist, gegebenenfalls durch entsprechende
Nachfristen, dafür Vorsorge zu treffen, daß die
im § 1, Abs. (2), H M G . vorgeschriebene Mindest-
frist von drei Monaten in jedem Einzelfalle ge-
wahr t wird.

§ 2. Im Aufruf ist anzugeben, ob die Mel-
dung bei der Landeskammer selbst, bei ihren
Bezirksstellen, Sektionen oder Fachgruppen zu
erfolgen hat.

§ 3 . (1) Die Meldung ist auf einem v o n der
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft fest-
gelegten innerhalb des Bereiches jeder K a m m e r
fortlaufend numerier ten Formbla t t in mindestens
dreifacher Ausfertigung zu erstatten. Außerdem
ist gesondert anzugeben: Familienstand des Be-
rechtigungsinhabers (bei Offenen Handelsgesell-
schaften u n d Kommanditgesellschaften des der
Gewerbebehörde gegenüber verantwortl ichen Ge-
schäftsführers) sowie Zahl u n d Alter der Kin-
der, unterschieden nach deren Beschäftigung
inner- oder außerhalb des Betriebes.

(2) Sofern die Landeskammer nicht für be-
st immte Fälle eine schriftliche Meldung zuläßt ,
hat der Berechtigungsinhaber bei der Meldung
persönlich zu erscheinen oder einen wohlunter-
richteten bevollmächtigten Ver t re ter zu ent-
senden.
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(3) Die Meldungspflicht trifft bei unter öffent-
licher Verwaltung stehenden) Unternehmungen)
den öffentlichen Verwalter.

§ 4. (1) Vom Berechtigungsinhaber können an-
läßlich der Meldung alle jene Belege (Urkunden,
Bestätigungen, Nachweise u. dgl.) verlangt wer-
den, aus denen seine Identität und der Bestand
seiner Berechtigung einwandfrei zu erschließen
sind. Als solche Belege kommen unter anderem
insbesondere in Betracht:

Identitätsausweis, beziehungsweise Ausländer-
ausweis;

Geburtsurkunde;

Heiratsurkunde;

Staatsbürgerschaftsausweis (Heimatschein, Aus-
zug aus der Heimatrolle, Paß u. dgl.);

bei protokollierten Firmen: Handelsregister-
auszug; bei registrierten Genossenschaften: Aus-
zug aus dem Genossenschaftsregister; bei Spar-
kassen: Auszug aus dem Sparkassenregister; bei
Realgewerben: Grundbuchauszug, beziehungs-
weise Anerkennungsbescheid;

bei öffentlichen Unternehmungen: Bescheid
der zuständigen Verwaltungsbehörde oder son-
stige die Errichtung bescheinigende Dokumente;

Berechtigungsausweis (Gewerbeschein, Konzes-
sionsurkunde, Bankkonzessionsurkunde, Schau-
stellerlizenzschein; ferner Bescheinigungen der
zuständigen Behörde über den Bestand der Be-
rechtigung);

selbständige über das Unternehmen ergangene
Zusatzbescheide, wie über Standortverlegung,
Errichtung von weiteren Betriebsstätten u. ä.,
Witwenfortbetrieb, Geschäftsführerbestellung u.
dgl.;

bei Pächtern: Pachtbescheid;

Nachweis der Verfügungsmöglichkeit über die
Räumlichkeiten, in denen der Betrieb ausgeübt
wird (Meldezettel oder Bestätigung des Haus-
eigentümers oder Mietvertrag);

letzter Gewerbesteuerbescheid oder in dessen
Ermangelung letzter Einkommen- (beziehungs-
weise Körperschaft-) Steuerbescheid;

sofern Umlagen von der Kammer bereits vor-
geschrieben wurden: Nachweis über deren letzte
Entrichtung.

(2) Diese Beilege sind den persönlich erschiene-
nen Einreichern tunlichst noch am gleichen Tage
zurückzustellen.

§ 5. (1) Bei der Meldung ist die tatsächlich
ausgeübte Tätigkeit genau zu umschreiben. Ruht
zur Zeit der Meldung die Tätigkeit des Unter-
nehmens, so sind die zuletzt tatsächlich aus-
geübte Tätigkeit sowie der Zeitpunkt und Grund
ihrer Einstellung anzugeben.

(2) Die Landeskammern können zum Zwecke
der Feststellung des Betriebsumfanges die Aus-
füllung von Betriebserhebungsbogen verlangen.

§ 6. Die Überprüfung im Sinne des § 2 HMG.
hat sich zu erstrecken:

a) auf die Identität des Betriebsinhabers mit
der auf dem Berechtigungsausweis ange-
führten Person;

b) darauf, ob die Bezeichnung des Betriebs-
gegenstandes und seine rechtliche Qualifi-
kation auf dem Berechtigungsausweis den
etwa bestehenden gesetzlichen Voraus-
setzungen entspricht;

c) darauf, ob der Berechtigungsausweis von
der zuständigen Behörde ausgestellt ist;

d) darauf, ob der Standort der tatsächlichen
Ausübung dem im Berechtigungsausweis
angegebenen entspricht.

§ 7. (1) Anläßlich der Überprüfung ist so ver-
läßlich wie möglich festzustellen:

a) ob und in welchem Umfang die Tätigkeit,
auf welche der Berechtigungsausweis lautet,
vom Berechtigten tatsächlich ausgeübt wird;

b) ob die gesamte Tätigkeit des Unternehmens
sich im Rahmen der vorgewiesenen Be-
rechtigung hält.

(2) Für den Fall, als nach Abs. (1) festgestellt
wird, daß eine Berechtigung nicht ausgeübt wird
oder sich die Tätigkeit nicht im Rahmen der
vorgewiesenen Berechtigung hält oder eine Be-
rechtigung überhaupt nicht vorliegt, ist dies
unter Angabe der für diese Feststellung maß-
gebenden Umstände der nach § 3 HMG. zu-
ständigen Behörde zur weiteren Veranlassung,
insbesondere wegen der etwaigen Zurücknahme
der Berechtigung oder wegen der Einleitung oder
Veranlassung eines Strafverfahrens mitzuteilen.
Bestehende Vorschriften über die Zuständigkeit
zur Entscheidung über den Umfang von Be-
rechtigungen bleiben unberührt.

§ 8. (1) Die Überprüfung erfolgt durch Kam-
merangestellte, die die Gewähr für eine fach-
kundige und gewissenhafte Durchführung der
Überprüfung bieten.

(2) Das Kammerpräsidium bestimmt über An-
trag der zuständigen Sektion, ob und inwieweit
Kammerfunktionäre zu solchen Überprüfungen
herangezogen werden können.

§ 9. (1) Ergeben sich bei der Überprüfung
keine Zweifel hinsichtlich der Berechtigung zur
Ausübung der gemeldeten Tätigkeit oder hat die
Kommission ausgesprochen, daß die Eintragung
in den Kataster durchgeführt wird oder hat die
Behörde die Rechtmäßigkeit der Berechtigung
festgestellt, so hat die Landeskammer auf dem
Berechtigungsausweis folgenden Vermerk anzu-
bringen: „Im Sinne des Handelskammermit-



340 Stück 17, Nr. 75.

gliedergesetzes, B.G.Bl. Nr. 161/1947, unter
Nr überprüft und im Mitgliederkataster
vorgemerkt. Kammer der gewerblichen Wirt-
schaft für ", dem die Unterschrift des
Überprüfungsbeamten und das Datum beizu-
setzen sind.

(2) Die Anbringung dieses Vermerkes ist auf
dem Formblatt [§ 3, Abs. (1)] festzuhalten.

§ 10. Treten bei der Überprüfung Unstimmig-
keiten zutage, so ist in jenen Fällen, wo eine
Bereinigung sich zweifelfrei erwarten läßt, die
Überprüfung nicht abzuschließen, sondern der
Meldende zur Durchführung der notwendigen
Richtigstellung und zur neuerlichen Meldung
innerhalb einer angemessenen Frist zu veran-
lassen und dies auf dem Formblatt [§ 3, Abs. (1)]
festzuhalten. In allen anderen Fällen sind der
Berechtigungsausweis sowie die sonstigen zur
Überprüfung bedeutsamen Belege gegen Emp-
fangsbestätigung abzunehmen und der Kommis-
sion im Sinne des § 2, Abs. (2), HMG. mit ein-
gehender Begründung vorzulegen. Sind die Ori-
ginaldokumente schwer entbehrlich, so können
an ihrer Stelle Abschriften, deren genaue Über-
einstimmung mit dem Original vom überprüfen-
den Beamten schriftlich zu bestätigen ist, ver-
wendet werden.

§ 11. (1) Die gemäß § 2, Abs. (2), HMG. vor-
gesehene Kommission tagt in Senaten. Jeder
Senat besteht aus dem Vorsitzenden und sechs
Kommissionsmitgliedern.

(2) Das Präs id ium der Landeskammer be-
s t i m m t auf G r u n d der praktischen Bedürfnisse,
in wieviel Senaten die Kommission z u tagen ha t .
D e r Präsident der K a m m e r bestellt für jeden
dieser Senate ein Mitglied, das i hn in diesem
Senat in seiner. Eigenschaft als Vorsi tzender der
Kommission z u ver t re ten hat , sowie einen Er-
satzmann.

(3) Der Vorstand der Kammer beruft über
Vorschlag der Sektionsobmänner so viele
Kammermitglieder zu Kommissionsmitgliedern,
daß für jeden Senat die doppelte Zahl von
Kommissionsmitgliedern zur Verfügung steht.

(4) Die Zusammensetzung der einzelnen Senate
bes t immt de r Präsident der Kammer . In jeden
Senat s ind Kommissionsmitglieder aus minde-
stens vier Sekt ionen zu entsenden.

(5) D e r Sena t ist beschlußfähig, w e n n außer
d e m Vors i tzenden mindestens drei Kommis -
sionsmitglieder anwesend sind, dabei m u ß m i n -
destens eines jener Sekt ion angehören, i n deren
Zuständigkeitsbereich die z u r Überprüfung ge-
langende Berechtigung fällt u n d zumindest ein
Kommissionsmitglied ode r der Vors i tzende einer
anderen Sekt ion angehören.

(6) Das Gutach ten der Kommission erfolgt auf
G r u n d eines Beschlusses, z u welchem die ein-
fache Mehrhe i t der S t immen der Anwesenden

erforderlich ist. Es besteht S t immzwang. Bei
gleicher S t immenzah l g ib t d ie St imme des V o r -
sitzenden den Ausschlag. Das Gutachten ist zu
begründen.

(7) Zu den Sitzungen sind d ie Kommissions-
mitglieder zeitgerecht einzuladen. Jedes Kommis-
sionsmitglied ist nach Erha l t einer Sitzungsein-
ladung verpflichtet, im Falle seiner Verh inde-
rung h ierüber der Kammer unverzüglich Mi t -
teilung zu machen, welche an seiner Stelle ein
arideres Kommissionsmitglied zur Sitzung recht-
zeitig einzuberufen hat.

(8) Der Verhandlung ist ein zur Beurteilung
der rechtlichen Fragen geeigneter Kammerange-
stellter mi t beratender Stimme beizuziehen. Die
Landeskammern können die Beiziehung weiterer
Personen mi t beratender Stimme verfügen.

(9) Über die Beschlüsse der Kommission ist
ein Protokol l zu führen. Sie sind nebst kurzer
Begründung auf dem Formblat t [§ 3, Abs. (1)]
zu vermerken. Im Protokoll ist die Zusammen-
setzung des Senates festzuhalten.

§ 12. Bis zu dem Zeitpunkt, in dem die Be-
richtigung, beziehungsweise Ergänzung des Mit-
gliederkatasters zum Abschluß gelangt ist, gelten
die für den Zentralkataster der Kammer be-
stimmten Exemplare der ausgefüllten Form-
blätter [§ 3., Abs. (1)] als (Bestandteil des Mit-
gliederkatasters. Sie sind nach Abschluß des Ver-
fahrens nach dem Handelskammermitglieder-
gesetz noch drei Jahre lang aufzubewahren. Auf
den endgültigen Karteibeihilfen ist für jedes Mit-
glied die N u m m e r des Formblattes festzuhalten.

§ 13. (1) Die Verständigung der zuständigen
Behörden über die Ergebnisse des Überprüfungs-
verfahrens (§ 5 HMG.) ha t durch Übersendung
einer Gleichschrift des Formblattes [§.3, Abs. (1)]
zu erfolgen.

(2) Anläßlich der Einholung der Entscheidung
der zuständigen Behörde nach § 2, Abs. (3),
H M G . ist eine Gleichschrift des Formblattes mi t -
zuübersenden.

Kolb

7 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt vom 23. März 1948, betreffend
die Abänderung von Vorschriften über die

gerichtlichen Zehr- und Ganggelder.
Auf Grund des Artikels XXXIV des Einfüh-

rungsgesetzes zur Zivilprozeßordnung vom
1. August 1895, R.G.Bl. Nr. 112, wird ver-
ordnet:

Artikel I.

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Justiz im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler-
amt vom 30. September 1947, B. G. Bl. Nr. 229,
über die gerichtlichen Zehrgelder und Ganggelder
(Zehr- und Ganggelder-Verordnung 1947), wird
wie folgt abgeändert:
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1. Im § 7, Abs. (1), tritt an die Stelle des Be-
trages von 30 g der Betrag von 50 g;

2. im § 7, Albs. (6), tritt an die Stelle des Be-
trages von 10 g der Betrag von 15 g;

3. im § 7, Abs. (8), tritt an die Stelle des Be-
trages von 4 S der Betrag von 8 S.

Artikel II.

1. § 78, Abs. (1), lit. b, letzter Satz, Geo. er-
hält folgende Fassung: Schließt der Vollstrecker
oder Zusteller einen Erlagschein für das eigene
Postscheckkonto an, so kann er der Gebühr als
Ersatz für die mit der Verwendung des Kontos
verbundenen Kosten jenen Betrag zuschlagen, der
6ich aus der Buchungsgebühr und dem Preis des
Erlagscheines nach den „Geschäftsbestimmungen
für den Scheckverkehr" ergibt.

2. Im § 78, Abs. (7), Geo. entfällt die Anfüh-
rung des Betrages von 13 g.

Gerö

76. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 31. März 1948,
betreffend die Durchführung des Wohnungs-
anforderungsgesetzes in Steiermark, Kärnten,

Oberösterreich und Tirol.

Auf Grund des § 1, Abs. (2), u n d § 5, Punkt
13, des Gesetzes v o m 22. August 1945, betreffend
die Anforderung und Vergebung von W o h n -
u n d Geschäftsräumen (Wohnunganfo rde rungs -
gesetz), St. G.Bl . N r . 138, in der Fassung des
Bundesgesetzes v o m 19. November 1947, B. G. Bl.
Nr . 254, wird verordne t :

(1) Die Bezirkshauptmannschaften Bruck a. d.
Mur, Deutschlandsberg, Feldbach, Fürstenfeld,
Graz-Umgebung, Har tberg , Judenburg, Knit tel-
feld, Leibnitz, Leoben, Liezen, Murau, M ü r z -
zuschlag, Radkersburg, Voitsberg u n d Weiz wer-
den ermächtigt, in jenen Gemeinden ihres Ver-
waltungsbezirkes, denen das Recht z u r W o h -
nungsanforderung durch den Landeshauptmann
nicht zuerkannt wurde , dieses Recht selbst aus-
zuüben.

(2) Auf Ant rag der Landeshauptmänner von
Steiermark, Kärnten, Oberösterreich u n d Ti ro l
wird für

a) die Stadtgemeinden Bruck a. d. Mur ,
Kapfenberg u n d Leoben,

b) die Stadtgemeinden Klagenfurt, Spittal a. d.
Drau, St. Veit a. d. Glan, Villach und
Wolfsberg sowie die Gemeinden Arnold-
stein, Landskron, Paternion, Seeboden und
Velden am Wörthersee,

c) die Stadtgemeinden Braunau, Elferding u n d
Vöcklabruck,

d) die Stadtgemeinde Lienz

auf die Dauer der Geltung des Wohnungsanfor-
derungsgesetzes das Recht auf Anforderung ein-
zelner Wohnräume dahin ausgedehnt, daß bei der
Berechnung der überzähligen Wohnräume der
Schlüssel von zwei Personen je Zimmer und eine
Person je Kabinett ohne Rücksicht auf das Alter
der Personen zu gelten hat.

Maisel

77. Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 2. April 1948 zur Durch-

führung des Versicherungsteuergesetzes.

Auf Grund des Artikels I, lit. i, des Bundes-
gesetzes vom 18. Februar 1948, B.G. Bl. Nr. 57,
betreffend die Änderung einiger Verkehrsteuer-
gesetze (Verkehrsteuernovelle 1948), wird ver-
ordnet:

E r s t e r A b s c h n i t t .

Allgemeine Bestimmungen.
§ 1. Ö r t l iche Zuständigkeit

(§ 76, Z.6, AO.).

(1) Örtlich zuständig ist:
1. bei einem inländischen Versicherer:

das Finanzamt, in dessen Bezirk der Versicherer
seinen Wohnsitz (Sitz, Geschäftsleitung) hat. Hat
der Versicherer die Erfüllung der Steuerpflicht
einem Bevollmächtigten übertragen, so ist das
Finanzamt zuständig, in dessen Bezirk der Be-
vollmächtigte seinen Wohnsitz (Sitz, Geschäfts-
leitung) hat;

2. bei einem ausländischen Versicherer:
das Finanzamt,. in dessen Bezirk die inländische
Geschäftsstelle liegt, die die Leitung der Geschäfte
im Inland hat. Hat der ausländische Versicherer
die Erfüllung der Steuerpflicht einem Bevoll-
mächtigten übertragen, so ist das Finanzamt zu-
ständig, in dessen Bezirk der Bevollmächtigte
seinen Wohnsitz (Sitz, Geschäftsleitung) hat.

(2) H a t der Versicherungsnehmer selbst die
Steuer zu entrichten [§ 7, Abs. (3), des Versiche-
rungsteuergesetzes in der Fassung der Verkehr-
steuernovelle 1948], so ist das Finanzamt zu-
ständig, in dessen Bezirk der Versicherungs-
nehmer seinen Wohnsi tz (Sitz, Geschäftsleitung)
hat.

(3) Im übrigen gelten die Vorschriften des
§ 73 a A O . entsprechend.

§ 2. S t e u e r p f l i c h t bei Z a h l u n g des
V e r s i c h e r u n g s e n t g e l t e s an e inen

a u s l ä n d i s c h e n V e r s i c h e r e r .

(1) Der Besteuerung nach § 6, Abs. (3), des Ge-
setzes unterliegt die Zahlung des Versicherungs-
entgeltes an einen ausländischen Versicherer, der
ohne Betriebserlaubnis nach § 105 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes, Deutsches R. G. Bl. IS. 315,
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bzw. der Verordnung über die Beaufsichtigung
der Transportunternehmungen vom 16. Septem-
ber 1945, St.G.Bl. Nr. 181, Versicherungen, die
nach Maßgabe des § 1 dies Gesetzes steuerpflichtig
sind, abschließt. Dies gilt nicht, wenn es sich um
Versicherungen handelt, die nach § 6, Abs. (3), in
Verbindung mit § 4, Abs. (1), des Gesetzes von
der Besteuerung ausgenommen sind oder auf
Grund einer vom Bundesministerium für Finan-
zen gemäß § 6, Abs. (4), des Gesetzes ergangenen
Kundmachung nicht den erhöhten Sätzen nach
§ 6, Abs. (3), des Gesetzes unterliegen.

(2) Auf G r u n d der Ermächt igung des § 6,
Abs. (4), des Gesetzes wenden bis auf weiteres die
bei einem ausländischen Versicherer abgeschlosse-
n e n Versicherungen gegen Kursverluste v o n d e r
Anwendung de r e rhöh ten Steuersätze nach § 6,
Abs. (3), des Gesetzes ausgenommen.

(3) D e r Besteuerung nach § 6, Abs. (3), des
Gesetzes unter l iegt jede Zahlung eines Versiche-
rungsentgeltes, auch wenn dieses nicht gesondert
vere inbar t und nicht gesonder t gezahlt wurde .
Eine mi t te lbare Zahlung liegt insbesondere d a n n
vor , wenn das Versicherungsentgelt nicht un-
mit te lbar a n den Versicherer, sondern an einen
Dritten, gesondert oder in Verbindung mit an-
deren Leistungen, entrichtet wird.

§ 3. Sparversicherungen.

Unter Sparversicherungen sind insbesondere
zu verstehen Versicherungen mit festem Aus-
zahlungstermin (terme fixe-Versicherung).

§ 4. A u s n a h m e n v o n d e r B e s t e u e -
r u n g be i V i e h v e r s i c h e r u n g e n und
b ä u e r l i c h e n B r a n d s c h a d e n v e r -

s i c h e r u n g e n .

(1) Die Ausnahmsvorschrif t des § 4, Abs. (1),
Z . 8, des Gesetzes (Versicherung v o n Vieh aus
kle inen Viehha l tungen m i t e iner Versicherungs-
summe von nicht mehr als 15.000 S) bezieht sich
nur auf solche Viehhaltungen, bei denen der
gesamte Viehbestand des Versicherungsnehmers,
nicht nur der versicherte Teil des Bestandes, eine
kleine Viehhaltung darstellt.

(2) Eine Meine Viehhaltung liegt insbesondere
dann vor, wenn sie ohne Mithilfe von entgeltlich
beschäftigten Personen betrieben wird.

(3) Die Ausnahmsvorschrift ist nur dann anzu-
wenden, wenn der Höchstbetrag der Ersatzpflicht
des Versicherers für das gesamte von einem Ver-
sicherungsnehmer versicherte Vieh im Zeitpunkt
der Zahlung des Versicherungsentgeltes 15.000 S
nicht übersteigt.

(4) W i r d be i e iner Viehvers icherung ein
Schaden auf alle Vers icherungsnehmer umgelegt ,
so gilt die Ausnahmsvorschrift nur für die
Zahlung des Versicherungsentgeltes durch den-

jenigen Versicherungsnehmer, bei dem die Vor-
aussetzunigen für die Ausnahme von der Besteue-
rung vorliegen.

(5) Ein „kleiner Viehversicherungsverein" im
Sinne des § 4, Abs. (1), Z . 9, des Gesetzes liegt
dann vor , wenn er als kleinerer Viehversiche-
rungsverein auf Gegenseitigkeit im Sinne des
§ 53 des Gesetzes ü b e r d ie Beaufsichtigung der
pr iva ten Vers icherungsunternehmungen u n d Bau-
sparkassen vom 6. Juni 1931, Deutsches R. G.Bl; I
S. 3.15, in der derzeit geltenden Fassung aner-
kannt ist. Als kleiner Viehversicherungsverein
ist auch ein Unterstützungsverein gegen Verluste
und Schäden am Viehbestand anzusehen, der auf
Grund des Vereinsgesetzes vom 15. November
1867, R . G . B l . Nr . 134, gebildet ist.

(6) Als bäuerliche Brandschadenversicherungs-
vereine im Sinne des § 4, Abs. (1), Z . 10, des
Gesetzes sind Brandhilfevereine (Brandunter-
stüzungsvereine) anzusehen, die auf Grund des
Vereinsgesetzes vom 15. November 1867,
R. G. Bl. Nr . 134, gebildet sind.

§ 5. V e r b i n d u n g v e r s c h i e d e n e r V e r -
s i c h e r u n g s a r t e n i n e i n e m Ver-

s i c h e r u n g s v e r t r a g .

Umfaßt ein Versicherungsvertrag mehrere
Versicherungen, für die verschiedene Steuersätze
gelten oder die teils steuerpflichtig, teils steuer-
frei sind, so ist das Versicherungsentgelt für
jeden Versicherungszweig gesondert auszuweisen.
Anderenfalls ist die Steuer vom vereinbarten
Gesaimtentgelt nach dem höchsten der hierauf
entfallenden Steuersätze zu berechnen.

§ 6. S t e u e r b e r e c h n u n g b e i Ein-
r e c h n u n g d e r S t e u e r in das Ver-

s i c h e r u n g s e n t g e l t .

(1) Berechnet der Versicherer die Steuer gemäß
§ 5, Abs. (2), des Gesetzes von einem Gesamt-
betrag, so sind von diesem Gesamtbetrag

zu erheben.

(2) Voraussetzung für diese Steuerberechnung
vom Gesamtbetrage ist, daß der Versicherer die
steuerfreien und die steuerpflichtigen Versiche-
rungen getrennt verwaltet.

§ 7. A b r u n d u n g d e r S t e u e r b e t r ä g e .

Steuerbeträge bis zu 5 Groschen sind zu ver-
nachlässigen, Beträge von mehr als 5 Groschen
sind auf 10 Groschen aufzurunden.
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§ 8. U m r e c h n u n g a u s l ä n d i s c h e r
Wer te .

Ausländische Werte sind nach den für die
Umsatzsteuer vorgeschriebenen Umrechnungs-
sätzen in Schilling umzurechnen.

§ 9. Anmeldungspflicht.

(1) Der inländische Versicherer hat die Eröff-
nung seines Geschäftsbetriebes binnen 2 Wochen
dem Finanzamt anzumelden. Dies gilt auch für
eine Person oder Personenvereinigung, die an
einem Versicherungsvertrag im Sinne des § 2,
Abs. (1), des Gesetzes beteiligt ist.

(2) Zugleich mi t der Anmeldung hat der Ver-
sicherer dem Finanzamt anzuzeigen, ob er die
Erfüllung der Steuerpflicht selbst übernehmen
oder den zur Empfangnahme von Prämienzah-
lungen ermächtigten Personen (Bevollmäch-
tigten) übertragen will. In der Anzeige hat der
Versicherer alle Bevollmächtigten, denen er die
Erfüllung der Steuerpflicht übertragen hat, unter
Angabe ihres Wohnsitzes (Sitzes, Geschäfts-
leitung) und des Umfanges der Übertragung an-
zuführen.

(3) Veränderungen gegenüber den in der An-
meldung [Abs. (1)] oder Anzeige [Abs. (2)]
gemachten Angaben h a t d e r Versicherer b innen
zwei Wochen dem Finanzamt anzuzeigen.

(4) D ie Absä tze (1) bis (3) gelten en tsprechend
für die inländische Geschäftsstelle eines aus-
ländischen Versicherers, d e r d ie Le i tung des
Geschäftes im Inland übertragen ist.

§ 10. M i t t e i l u n g s p f l i c h t .

Die Registerbehörden (Vereine- und Genossen-
schaftsregister) haben Vereine und Genossen-
schaften., die sich mit dem Abschluß von Ver-
sicherungen befassen, nach der Eintragung in
das Register dem Finanzamt mitzuteilen und
zwar auch dann, wenn die Vereine oder
Genossenschaften ihre Leistungen als Unter-
stützungen ohne Rechtsanspruch bezeichnen.

Z w e i t e r A b s c h n i t t .

Besteuerungsverfahren.

Unterabschnitt 1.

E n t r i c h t u n g d e r S t e u e r d u r c h
d e n V e r s i c h e r e r .

I. Bei Berechnung der Steuer vom Versicherungs-

entgelt.

§ 11. A r t e n der S t e u e r e n t r i c h t u n g .

(1) Ist die Steuer v o m Versicherungsentgelt
zu berechnen, so h a t der Versicherer die Steuer
nach dem Prämien- Is tbetrag auf G r u n d einer
Aufstel lung zu entr ichten (§§ 12 bis 17).

(2) Das F inanzamt k a n n auf Ant rag zulassen,
d a ß der Versicherer die Steuer i m Abrechnungs-
verfahren nach d e m Prämien-Sol lbet rag en t -
richtet (§§ 18 bis 21).

1. En t r ich tung der Steuer nach
dem Prämien - Istbetrag.

§ 12. Aufstel lungszeitraum.

(1) Ist die Steuer v o m Versicherungsentgelt zu
berechnen, so h a t de r Versicherer die Steuer auf
G r u n d einer Aufstel lung für jede Zah lung eines
Versicherungsentgeltes zu entr ichten, die im
Laufe eines Kalendermonates an i h n geleistet
wird .

(2) Das F inanzamt k a n n auf A n t r a g eines Ver-
sicherers, der steuerpflichtige Versicherungs-
entgel te n u r i n ger ingem U m f a n g e inn immt , den
Aufstel lungszeitraum des Abs. (1) bis zu einem
Jahr verlängern.

§ 13. Inhalt der Aufstellung.

(1) D e r Versicherer h a t für jeden Aufstellungs-
ze i t raum (§ 12) dem Finanzamt eine Aufstel lung
unte r Ve rwendung des amtlichen Vordruckes
(Muster 1) vorzulegen.

(2) De r Versicherer braucht die Zahlung des
Versicherungsentgeltes für eine steuerfreie V e r -
sicherung in die Aufstel lung nicht aufzunehmen,
w e n n sich d e r Befreiungsgrund für d ie Zah lung
aus den Geschäftsbüchern ergibt .

(3) D e r Versicherer k a n n mehre re Zahlungen
eines Versicherungsnehmers, die dieser innerhalb
des Aufstellungszeitraumes für die gleiche Ver -
sicherung leistet, i n der Aufstel lung in eine
Summe zusammenfassen.

(4) De r Versicherer h a t fü r jeden Versiche-
rungszweig eine gesonder te Aufstel lung vorzu-
legen.

§ 14. E r s a t z f ü r d i e A u f s t e l l u n g .

Das F inanzamt kann auf An t r ag zulassen, daß
an Stelle der Aufstel lung die Geschäftsbücher
des Versicherers ve rwende t werden , w e n n für
jeden Versicherungszweig besondere Bücher
geführt werden, die die für die Berechnung der
Steuer und für die Festhaltung aller Versiche-
rungen erforderlichen Angaben enthalten.

§ 15. N a c h w e i s u n g .

(1) Der Versicherer hat die Aufstellung am
Ende des Aufstellungszeitraumes in der Spalte
für den zu entrichtenden Steuerbetrag und in
der Spalte für den abzusetzenden Steuerbetrag
aufzurechnen und mit der Erklärung zu unter-
schreiben, daß die Eintragungen vollständig und
richtig sind. Die Aufstellung ist spätestens bis
zum Schluß des folgenden Monates dem Finanz-
amt vorzulegen.

(2) Zugleich m i t der Vorlage der Aufstellung
hat der Versicherer d e m Finanzamt eine Nach-
weisung in zwei Stücken u n t e r Verwendung des
amtlichen Vordruckes (Muster 2) zu überreichen.

(3) Sind i n einem Versicherungszweig keine
Versicherungsentgelte gezahlt worden , ist dies
in d e r Nachweisung z u vermerken .
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§ 16, S t e u e r e n t r i c h t u n g .
Gleichzeitig mit der Vorlage der Nachweisung

[§ 15, Abs. (2)] ist die Steuer an das Finanzamt
zu entrichten.

§ 17. Steuerfestsetzung.

(1) Das Finanzamt setzt die Steuer auf beiden
Stücken der Nachweisung fest.

(2) D e r Versicherer erhäl t die Aufstellung u n d
1 Stück der Nachweisung zurück.

2. E n t r i c h t u n g d e r S t e u e r n a c h
dem Prämien Sollbetrag.

§ 18. Abrechnungsverfahren.
(1) Ist die Steuer vom Versicherungsentgelt

zu berechnen, kann der Versicherer mi t Zustim-
m u n g dies Finanzamtes die Steuer für einen be-
st immten Abrechnungszeitraum im Wege nach-
träglicher Abrechnung beim Finanzamt ent -
richten.

(2) Grundlage für die Steuerentrichtung sind
die Geschäftsbücher. Sie müssen die Angaben
enthalten, d ie für die Berechnung der Steuer und
für die Festhaltung aller Versicherungen erfor-
derlich sind. § 13, Absätze (1), (3) u n d (4) sind
entsprechend anzuwenden.

(3) Abrechnungszeitraum ist das Kalender-
vierteljahr. Das Finanzamt k a n n diesen Zei traum
auf Ant rag bis zu einem Jahr verlängern.

(4) Der. Versicherer h a t die Steuer vom Soll-
betrag des Versicherungsentgeltes zu berechnen.
Er ha t die Steuer für nicht eingegangene Zah-
lungen bei der Abrechnung für denjenigen Ab-
rechnungszeitraum abzusetzen, in dem er die
Versicherung ganz oder teilweise in Abgang
gestellt (storniert) ha t . Die Stornierung ist bei
der früheren Eintragung (Sollstellung) in den
Gechäftsbüchern zu vermerken. Bei der Stor-
nierung ist auf die seinerzeitige Sollstellung h in-
zuweisen.

§ 19. Abschlagszahlung.
(1) Auf die für den Abrechnungszeitraum zu

entrichtende Steuer ha t der Versicherer für
jeden Kalendermonat bis z u m 10. des folgenden
Monates eine Abschlagszahlung zu leisten.

(2) Die Abschlagszahlung ist vom Versicherer
in der H ö h e des Steuerbetrages zu bemessen,
der der Prämien-Isteinnahme des vorangegan-
genen Kalendermonates entspricht. Steht die
Präimien-Isteinnahme noch nicht fest, ist der
Steuerbetrag vom Versicherer zu schätzen.

§ 20. N a c h w e i s u n g .

Der Versicherer hat für jeden Abrechnungs-
zeitraum dem Finanzamt bis zum Schluß des
folgernden Monates eine Nachweisung in zwei
Stücken unter Verwendung des amtlichen Vor-
druckes (Muster 3) vorzulegen.

§ 21. S t e u e r e n t r i c h t u n g u n d -fes t -
s e t z u n g .

Für die Entrichtung und Festsetzung der
Steuer gelten §§ 16 und 17 sinngemäß.

II. Bei Berechnung der Steuer nach der Versiche-
rungssumme.

§ 22.
(1) Ist die Steuer nach der Versicherungs-

summe zu berechnen, h a t der Versicherer die
volle Steuer nach Empfang der Prämie oder
eines Prämentei lbet rages auf G r u n d einer Auf-
stellung zu entrichten.

(2) Auf Ant rag kann das F inanzamt dem Ver-
sicherer die Entr ichtung de r Steuer auf G r u n d
einer Aufstellung nach der Prämien-Sollstellung
gestatten.

(3) Aufstellungszeitraum ist de r Kalender-
mona t . De r Aufstellungszeitraum k a n n auf An-
trag des Versicherers bis zu einem Jahr ver-
längert werden. Das Finanzamt kann in diesem
Falle Abschlagszahlungen verlangen.

(4) D e r Versicherer h a t für jeden Aufstellungs-
zeitraum eine Aufstellung einzureichen, die zu
enthalten hat:

1. die Nummer des Versicherungsscheines,
2. die Versicherungssumme,
3. den Steuersatz,
4. den Steuerbetrag.

(5) An Stelle der Aufstellung kann das Finanz-
amt auf Antrag die Geschäftsbücher des Ver-
sicherers verwenden.

(6) Für die Nachweisung, die Steuerentrichtung
und Steuerfestsetzung gelten sinngemäß §§ 15
bis 17.

III. Entrichtung der Steuer im Pauschverfahren.

§ 23.

(1) W e n n die Berechnung und Entr ichtung der
Steuer gemäß § 5, Abs. (4), des Gesetzes im
Pauschverfahren vorgenommen wird, setzt das
Finanzamt den Pauschbetrag jeweils für ein Jahr
fest.

(2) Der Versicherer h a t den Pauschbetrag in
vierteljährlichen Teilzahlungen spätestens bis
z u m 10. des Monates, der auf den Schluß des
Kalendervierteljahres folgt, un te r gleichzeitiger
Überreichung einer Anmeldung zu entrichten.

(3) H a t der Versicherer eine Versicherungs-
leistung neben einer Leistung anderer Ar t über-
nommen, ohne daß ein gesondertes Versiche-
rungsentgelt vereinbart wurde , kann die Steuer
im Pauschverfahren festgesetzt werden, wobei
der Pauschalierung der Durchschnittsbetrag des
Versicherungsentgeltes zugrunde zu legen ist, das
für gleichartige Versicherungsleistungen v o n den
inländischen Versicherungsunternehmen berech-
net wird.
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IV. Entrichtung der Steuer durch einen Bevoll-
mächtigten.

§ 24.

Die für den Versicherer gegebenen Vor-
schriften der §§11 bis 23 gelten entsprechend
für einen Bevollmächtigten, der zur Entgegen-
nahme des Versicherungsentgeltes ermächtigt ist.

Unterabschnitt 2.

E n t r i c h t u n g d e r S t e u e r d u r c h
d e n V e r s i c h e r u n g s n e h m e r .

§ 25. A n z e i g e p f l i c h t .

Nimmt ein Versicherungsnehmer eine Ver-
sicherung, von der nach dem Gesetz eine Steuer
zu entrichten ist, bei einem Versicherer, der im
Inland weder seinen Wohnsitz (Sitz) noch einen
Bevollmächtigten zur Entgegennahme des Ver-
sicherungsentgeltes hat [§ 2, Abs. (1)] oder
leistet er Zahlungen, die nach § 2, Abs. (3), als
Versicherungsentgelt anzusehen sind, so hat er
den Abschluß der Versicherung oder die Zahlung
unverzüglich dem Finanzamt anzuzeigen. Die
gleiche Pflicht trifft einen inländischen Vermittler,
der den Abschluß dieser Versicherung vermittelt
hat.

§ 26. N a c h w e i s u n g .

(1) Der Versicherungsnehmer hat jede Zahlung
eines Versicherungsentgeltes dem Finanzamt
binnen zwei Wochen nach der Zahlung in zwei
Stücken unter Verwendung des amtlichen Vor-
druckes (Muster 4) nachzuweisen.

§ 27. S t e u e r e n t r i c h t u n g u n d - fes t -
s e t z u n g .

Für die Entrichtung und Festsetzung der
Steuer gelten §§ 16 und 17 sinngemäß.

D r i t t e r A b s c h n i t t .

Gemeinsame Bestimmungen.

§ 28. E r s t a t t u n g der S t eue r bei vor-
z e i t i g e m A u f h ö r e n de r Vers i che -

rung.

Der Versicherer hat die Steuerbeträge, deren
Erstattung er gemäß § 9, Abs. (1), des Gesetzes
beansprucht, in der Nachweisung (§§ 15 und 20)
vom Gesamtsteuerbetrag abzusetzen. Die Ab-
setzung ist bei der früheren Eintragung in der

Aufstellung oder in den Geschäftsbücherm zu
vermerken. Bei der Absetzung ist auf die frühere
Eintragung hinzuweisen.

§ 29. E r s t a t t u n g der S t e u e r bei
e ine r R e n t e n v e r s i c h e r u n g .

(1) Der Versicherungsnehmer, der die Er-
sta t tung der Steuer gemäß § 9, Abs. (3), des Ge-
setzes beansprucht, h a t dem Finanzamt nachzu-
weisen, daß er über 60 Jahre al t oder erwerbs-
unfähig oder nicht nu r vorübergehend verhinder t
ist, seinen Lebensunterhalt durch eigenen Erwerb
zu bestreiten. Erachtet das Finanzamt d e n Nach-
weis für erbracht, dann verständigt es hievon den
Versicherer (Muster 5), de r die Verständigung
aufzubewahren u n d die Ers ta t tung zu ver-
mit te ln hat .

(2) Der Versicherer ha t die zu erstat tenden Be-
träge in der Nachweisung (§§ 15 und 20) v o m
Gesamtsteuerbetrag abzusetzen. Die Absetzung
ist bei de r früheren Eintragung in der Auf-
stellung oder in den Geschäftsbüchern zu ver-
merken. Bei der Absetzung ist auf die frühere
Eintragung hinzuweisen.

(3) Liegt die Verständigung [Abs. (1)] dem Ver-
sicherer bereits i n dem Zei tpunkt vor , in dem er
die Prämienzahlung i n d ie Aufstellung oder in
die Geschäftsbücher einträgt, so braucht er die
Steuer nicht zu berechnen. Es genügt ein Ver-
merk über die Steuerbefreiung un te r Hinweis
auf die Verständigung.

(4) Schließt ein Versicherer lediglich (Renten-
versicherungen m i t einer versicherten Jahres-
rente von nicht mehr als 1200 S mi t solchen
Vers icherungsnehmern ab, die über 60 Jahre alt
sind (Beispiel: Kleinrentnerhilfskassen), so kann
das Finanzamt gestatten, daß die Vorlage der
Aufstellung unterbleibt . Das gleiche gil t für
andere Versicherer, die sich mi t de r Kleinrentner-
fürsorge befassen.

§ 30. Inkrafttreten.

(1) Diese Durchführungsverordnung t r i t t m i t
1. Apri l 1948 in Kraft. Gleichzeitig t re ten alle
ihren Bestimmungen widersprechenden Ver-
waltungsanordnungen außer Kraft.

(2) V o n diesem Zei tpunkt an ist die Steuer
v o n sämtlichen Versicherungen (auch alten Be-
ständen) ausnahmslos nach den Steuersätzen u n d
Abrundungsvorschriften des Gesetzes u n d dieser
Verordnung abzurechnen.

Zimmermann
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Muster 1
(§§ 13, 22 VersStDV. 1948)
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Muster 2

(§ 15 VersStDV. 1948)
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Muster 3

(§ 20 VersStDV. 1948)
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Muster 4

(§ 26 VersStDV. 1948)
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Muster 5

(§ 29 VersStDV. 1948)
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7 8 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 2. April 1948 zur Durch-

führung des Feuerschutzsteuergesetzes.

Auf Grund des Artikels II, lit. f, des Bundes-
gesetzes vom 18. Februar 1948, B. G. Bl. Nr. 57,
betreffend die Änderung. einiger Verkehrsteuer-
gesetze (Verkehrsteuernovelle 1948), wird ver-
ordnet:

§ 1. Z u s t ä n d i g k e i t .

Die Steuer wird von den Finanzämtern ver-
waltet, die für die Besteuerung nach dem Ver-
sicherungsteuergesetz in der Fassung der Ver-
kehrsteuernovelle 1948 zuständig sind.

§ 2 . A n m e l d u n g s p f l i c h t .

(1) De r inländische Feuerversicherer ha t die
Eröffnung seines Geschäftsbetriebes binnen zwei
Wochen dem Finanzamt anzuzeigen. Das gleiche
gilt fü r eine Person oder Personenvereinigung,
die an einem Verssicherungsvertrag im Sinne
des § 1, Abs. (2), des Feuerschutzsteuergesetzes
in d e r Fassung der Verkehrsteuernovel le 1948 be -
teiligt ist.

(2) § 9, Abs. (2) bis (4), de r Durchführungsver-
o r d n u n g z u m Versicherungsteuergesetz, B. G. Bl.
N r . 77/1948, gelten entsprechend.

§ 3. B ä u e r l i c h e B r a n d t s c h a d e n -
v e r s i c h e r u n g e n .

Als bäuerliche Brandschadenversicherungsver-
eine im Sinne des § 1, Abs. (3), des Gesetzes sind
Brandhilfevereine (Brandunterstützungsvereine)
anzusehen, die auf Grund des Vereinsgesetzes vom
15. November 1867, R. G.Bl. Nr. 134, gebildet
sind.

§ 4. S t e u e r b e r e c h n u n g bei E i n r e c h -
nung der Versicherungsteuer und
der Feuerschutzsteuer in das Ver-

sicherungsentgelt.

(1) H a t d e r Versicherer die Versicherungsteuer
in das Versicherungsentgelt eingerechnet [§ 5,
Abs. (2), des Versicherungsteuergesetzes], so sind
v o m Gesamtbetrag des Versicherungsentgeltes

800/105, das sind 7'619 v . H . , als Steuer zu erheben.

(2) Werden sowohl die Versicherungsteuer als
auch der überwälzbare Betrag de r Feuerschutz-
s teuer [ § , 5 , Abs. (3), des Gesetzes] in das Ver -
sicherungsentgelt eingerechnet, so sind v o m

Gesamtbetrag des Versicherungsentgeltes 800/109,

das sind 7'339 v . H . , als Steuer zu erhaben.

(3) W i r d in das Versicherungsentgelt lediglich
der überwälzbare Betrag de r Feuerschutzsteuer,
nicht aber d ie Versicherungsteuer eingerechnet,

so sind vom Gesamtbetrag des Versicherungs-

entgeltes 800/104, das sind 7'692 v. H., als Steuer zu

erheben.

§ 5. A b r u n d u n g .

Steuerbeträge bis zu 5 Groschen sind zu, ver-
nachlässigen, Beträge von mehr als 5 Groschen
sind auf 10 Groschen aufzurunden.

§ 6. S t e u e r b e r e c h n u n g bei Zusam-
m e n f a s s u n g m e h r e r e r V e r s i c h e -

rungen .

(1) Wird das Versicherungsentgelt für eine Ver-
sicherung, die außer de r Feuerversicherung noch
andere Versicherungszweige umfaßt, nu r in
einem Gesamtbetrag angegeben, so ist die Steuer
nu r von dem auf die Feuerversicherung entfallen-
den Teile des Gesamtbetrages zu berechnen. Das
Verhältnis dieses Teiles z u m Gesamtbetrag des
Versicherungsentgeltes wird jeweils vom Bundes-
ministerium für Finanzen kundgemacht.

(2) Bis auf weiteres ist die Steuer
1. bei der Hausratversicherung gegen Feuer-,

Einbruchsdiebstahl- und Leitungswasserschäden
von einem Drittel,

2. in den übrigen Fällen von 40 v. H.
des Gesamtbetrages zu berechnen.

§ 7. U m r e c h n u n g a u s l ä n d i s c h e r
W e r t e .

Ausländische Werte sind nach den für die Um-
satzsteuer vorgeschriebenen Umrechnungssätzen
in Schilling umzurechnen.

§ 8. E n t r i c h t u n g d e r S t e u e r .

(1) Die Steuer wird vom Ist-Betrag der Ver-
sicherungsentgelte berechnet. Das Finanzamt kann
auf Ant rag zulassen, daß der Versicherer die
Steuer im Abrechnungsverfahren nach dem Soll-
Betrag der Versicherungsentgelte entrichtet.

(2) Die Vorschriften der §§ 11 bis 21 und 23
bis 27 der Durchführungsverordnung zum Ver-
sicherungsteuergesetz, B. G. Bl. N r . 77/1948, sind
entsprechend anzuwenden.

(3) Wird die Versicherungsteuer gemäß § 12
der Durchführungsverordnung z u m Versicherung-
steuergesetz entrichtet, kann die für die Ver-
sicherungsteuer bestimmte Aufstellung gleichzeitig
für die Feuerschutzsteuer Verwendung finden.
Wird die Versicherungsteuer, nicht aber die
Feuerschutzsteuer erhoben, so sind die Versiche-
rungsentgelte, deren Entgegennahme der Feuer-
schutzsteuer nicht unterliegt, in einer besonderen
Spalte abzusetzen. Wi rd die Feuerschutzsteuer,
nicht alber die Versicherungsteuer erhoben, so
sind auch diese Fälle in der Aufstellung in einer
besonderen Spalte einzutragen.
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(4) Für die Aufstellungen und Nachweisungen
sind die Muster 1 bis 3 maßgebend.

§ 9. E r s t a t t u n g d e r S t e u e r be i v o r -
z e i t i g e m A u f h ö r e n d e r V e r s i c h e -

r u n g .

Der Versicherer hat die Steuerbeträge, deren
Erstattung er gemäß § 7 des Gesetzes beansprucht,
in der Nachweisung [§ 8, Abs. (4)] vom Steuer-
betrag abzusetzen. Die Absetzung ist bei der frü-

heren Eintragung in der Aufstellung oder in den
Geschäftsbüchern zu vermerken. Bei der Absetzung
ist auf die frühere Eintragung hinzuweisen.

§ 10. I n k r a f t t r e t e n .

Diese Verordnung tritt mit 1. April 1948 in
Kraft. Gleichzeitig treten alle ihren Bestimmun-
gen widersprechenden Verwaltungsanordnungen
außer Kraft.

Zimmermann
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Muster 1

[§ 8, Abs. (4), FeuerschStDV. 1948]
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Muster 2
[§ 8, Abs. (4), FeuerschStDV. 1948]
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Muster 3

[§ 8, Abs. (4), FeuerschStDV. 1948]
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7 9 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 2. April 1948 zur Durch-

führung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes.

Auf Grund des Art. III, § 1, lit. h, des Bundes-
gesetzes vom 18. Februar 1948, B.G.Bl. Nr. 57,
betreffend die Änderung einiger Verkehrsteuer-
gesetze (Verkehrsteuernovelle 1948) wird ver-
ordnet:

I. Abschnitt.

Allgemeine Bestimmungen.

A. Begriffsbestimmungen.

§ 1. K r a f t f a h r z e u g e .
Kraftfahrzeuge im Sinne des Kraftfahrzeug-

steuergesetzes in der Fassung der Verkehrsteuer-
novelle 1948 sind Straßenfahrzeuge, die zum An-
trieb durch Maschinenkraft eingerichtet und nicht
an Gleise gebunden sind. Fahrzeuge, die nach § 1
des Kraftfahrgesetzes (KFG) 1946, B.G.Bl.
Nr. 83/1947, nicht als Kraftfahrzeuge anzusehen
sind, sind es auch nicht im Sinne des Kraftfahr-
zeugsteuergesetzes.

§ 2. I n l ä n d i s c h e u n d a u s l ä n d i s c h e
Kraftfahrzeuge.

(1) Inländische Kraftfahrzeuge i m Sinne dieser
Verordnung sind (Kraftfahrzeuge, die im öster-
reichischen Zulassungsverfahren zugelassen sind.

(2) Ausländische Kraftfahrzeuge im Sinne dieser
Verordnung sind Kraftfahrzeuge, die im Zulas-
sungsverfahren eines anderen Staates zugelassen
sind.

§ 3. Z u l a s s u n g im ö s t e r r e i c h i s c h e n
Z u l a s s u n g s v e r f a h r e n .

(1) Die Zulassung im österreichischen Zulas-
sungsverfahren [§ 2, Abs. (1)] bedeutet die Zu-
lassung gemäß § 2 KFG 1946. Ein Kraftfahrzeug
ist in dem Zeitpunkte zugelassen, in dem der
Zulassungsschein und die Kennzeichentafeln [§ 34,
Abs. (3), der Kraftfahrverordnung (KFV.) 1947,
B. G. Bl. Nr. 83/1947] ausgehändigt worden sind.

(2) Zulassungsbehörden im Sinne des Gesetzes
und dieser Verordnung sind die im § 18, Abs. (1),
KFG 1946 angeführten Verwaltungsbehörden
(Kraftfahrbehörden).

§ 4. Zwe i - u n d D r e i r a d k r a f t -
fahrzeuge.

(1) Als Zwei- und Dreiradkraftfahrzeuge gelten
steuerrechtlich Kraftfahrzeuge mit nicht mehr
als drei Rädern. Für ihre Besteuerung nach § 11,
Abs. (1), II, Z. 1, des Gesetzes ist es ohne Be-
lang, ob sie der Personen- oder Güterbeförde-
rung dienen. Beiwagen und Anhänger bleiben
bei der Berechnung der Räderzahl außer Betracht.

(2) Personenkrafträder im Sinne des § 3,
Abs. (1), Z. 8, des Gesetzes sind Zwei- und Drei-
radkraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und
Ausstattung zur Personenbeförderung geeignet
und bestimmt sind.

§ 5. P e r s o n e n k r a f t w a g e n .

Als Personenkraftwagen gelten 6teuerrechtlich
Kraftfahrzeuge mit vier oder mehr Rädern, die
nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförde-
rung von Personen geeignet und bestimmt sind
und einschließlich Führersitz nicht mehr als acht
Sitzplätze haben. Derartige Fahrzeuge sind
steuerrechtlich auch dann als Personenkraftwagen
zu behandeln, wenn in ihnen oder in einem mit-
geführten Anhänger auch Güter befördert wer-
den oder wenn ihr Aufbau sowohl zur Per-
sonen- als auch zur Güterbeförderung eingerich-
tet ist und die für die Güterbeförderung ver-
wendbare Grundfläche nicht größer als 2 m2 ist.
Außerhalb des Wagenaufbaues angebrachte Vor-
richtungen zur Beförderung von Reisegepäck
werden dabei nicht berücksichtigt.

§ 6. L a s t k r a f t w a g e n .

(1) Als Lastkraftwagen gelten steuerrechtlich
Kraftfahrzeuge mi t vier oder m e h r Räde rn und
sonstige nicht auf Rädern laufende Kraftfahr-
zeuge, die nach Bauart und Einrichtung aus-
schließlich oder vorwiegend zur Beförderung
von Waren und Güte rn bes t immt sind.

(2) Zu den Lastkraftwagen werden steuerrecht-
lich auch solche Kraftfahrzeuge gerechnet, deren
Aufbau sowohl zur Personenbeförderung als auch
zur Güterbeförderung eingerichtet ist, wenn die
(für die Güterbeförderung verwendbare N u t z -
fläche größer ist als 2 m 2 .

(3) Kann ein Kraftfahrzeug durch Auswechseln
seines Aufbaues abwechselnd zur Personen- und
zur Güterbeförderung verwendet werden, ist es
steuerrechtlich als Lastkraftwagen zu behandeln.

§ 7. K r a f t o m n i b u s s e .

Als Kraftomnibusse gelten steuerrechtlich
Kraftfahrzeuge mit mehr als acht Sitzplätzen
(einschließlich Führersitz), die nach ihrer Bauart
und Ausstattung zur Beförderung von Personen
geeignet und bestimmt sind.

§ 8. Z u g m a s c h i n e n u n d S a t t e l -
s c h l e p p e r .

(1) Als Zugmaschinen gelten steuerrechtlich
Kraftfahrzeuge ohne Güter laderaum, die z u m
Zug von Anhängern oder Gerä ten bes t immt sind.

(2) Sattelschlepper, das sind motorisch an-
getriebene Zugmittel , die einen aufgesattelten
Anhänger zur Güte r - oder Personenbeförderung
teils tragen, teils ziehen, gelten steuerrechtlich als
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Lastkraftwagen [§ 11, Abs. (1), II, Z. 3, des Ge-
setzes], wenn der Anhängeraufbau zur Güter-
beförderung geeignet und bestimmt ist. Sie
gelten als Kraftomnibusse, wenn der Anhänger-
aufbau zur Personenbeförderung geeignet und
bestimmt ist und der Sattelschlepper mit dem
Anhänger zusammen mehr als acht Sitzplätze
(einschließlich Führersitz) hat.

§ 9. H u b r a u m .

Soweit für die Versteuerung eines Kraftfahr-
zeuges der Hubraum maßgebend ist, wird er nach
der Formel:. H = 0'00078 d2.h.i in Kubikzenti-
metern berechnet, wobei d die Bohrung des Zy-
linders, h den Hub, die je in Millimetern einzu-
setzen sind, und i die Anzahl der Zylinder be-
deutet. Durchmesser und Hub sind je auf einen
haben Millimeter, das Ergebnis auf einen Kubik-
zentimeter nach unten abzurunden.

§ 10. E i g e n g e w i c h t .

(1) Das Eigenwicht des betriebsfertigen Kraft-
fahrzeuges wird durch Abwiegen des ganzen
Fahrzeuges festgestellt.

(2) Mi tzuwiegen s ind:

1. der Aufbau, bei mehre ren auswechselbaren
Ausbauten der schwerste Aufbau;

2. die Motorhaube , Windschutzscheiben, Ko t -
flügel u n d Tr i t tb re t t e r ;

3. Ausrüstungsteile, d ie verkehrspolizeilich
vorgeschrieben sind, z u m Beispiel Signalvorrich-
tungen, Beleuchtungseinrichtungen, Rückspiegel
u n d Kennzeichentafeln;

4. bei Fahrzeugen, bei denen das Gas zum
Antr i eb mit te ls e ingebauten Gaserzeugers aus
festen Brennstoffen hergestellt w i rd : der gefüllte
Gaserzeuger (Gasgenerator);

5. bei elektrisch angetriebenen Fahrzeugen: die
Akkumula toren-Bat te r ien ;

6. bei Fahrzeugen, die mi t Speichergas ange-
trieben werden: die gefüllten Speichergasflaschen;

7. bei Fahrzeugen, die m i t flüssigen Brenn-
stoffen angetrieben werden : die Betriebstoff-
behälter . De r Hauptbetr iebstoffbehälter m u ß ge-
füllt sein. Ist ein v o m Haup tbehä l t e r baulich ge-
trennter Vorratsbehälter vorhanden, so braucht er
nicht gefüllt zu sein. Sind zwei baulich getrennte
Behälter vorhanden, so ist der größere als Haupt-
betriebstoffbehälter anzusehen. Sind in dem
Hauptbehälter besondere Vorratskammern ein-
gebaut, so müssen diese gefüllt sein.

(3) Nicht mitzuwiegen sind:
1. Aufsteckwände, Schutzplachen und Plachen-

gestelle;
2. Ersatzräder und Reifen sowie andere Ersatz-

teile;

3. Werkzeuge und Wagenwinden;
4. Schneeketten und Belastungsgewichte.

§ 11. Eigengewicht bei Sattel-
schleppern.

Als Eigengewicht eines Sattelschleppers mit auf-
gesatteltem Anhänger gilt das Eigengewicht der
ganzen Einheit (Schlepper und Anhänger).
Werden aufgefegte Anhäniger mit verschiedenem
Eigengewicht verwendet, so ist der schwerste
Anhänger maßgebend.

§ 12. N u t z l a s t .

Als Nutzlast im Sinne des § 11, Abs. (2), des
Gesetzes gilt in der Regel die zulässige Belastung
des betriebsfertigen Fahrzeuges, die im Typen-
schein [§ 28, Abs. (1), KFV. 1947] oder im Be-
scheid über die Einzelgenehmigung [§ 29,
Abs. (2), KFV. 1947] als Nutzlast angegeben ist.
Fehlt der Typenschein oder der Bescheid über
die Einzelgenehmigung, dann kann das Finanz-
amt auf Grund der Angaben des Anmeldungs-
pflichtigen die Steuer vorläufig festsetzen. Be-
steht die Vermutung, daß das Fahrzeug nach
Ausstellung dieser Papiere verändert wurde, ist
das Finanzamt berechtigt, die Einleitung des im
§ 28, Abs. (4), KFV. und § 29, Abs. (2), KFV.
1947 vorgesehenen Verfahrens zu beantragen.

§ 13. Brennstoffe.

(1) Feste Brennstoffe im Sinne des § 11, Abs. (1),
Z. I, des Gesetzes sind insbesondere: Ho lz ,
Holzkohle , Torf, Schwelkoks, Anthraz i t .

(2) Gasförmige Brennstoffe (Speichergas) im
Sinne des § 11, Abs. (1), Z. I, des Gesetzes sind
insbesondere: Gemische aus P ropan u n d Butan
(Flüssiggase), Leuchtgas, Kokereigas, Motoren-
methan (permanente Gase).

§ 14. Besteuerung bei wechsel-
weiser Verwendung verschiedener

Brennstoffe.

Der begünstigte Steuersatz nach § 11, Abs. (1),
Z. 1, des Gesetzes findet dann keine Anwendung,
wenn zum Antrieb des Kraftfahrzeuges außer
festen oder gasförmigen (Brennstoffen, auch
flüssige Brennstoffe verwendet werden. Dies gilt
nicht wenn flüsssiger Brennstoff nur behelfs-
mäßig und ausnahmsweise verwendet wird, zum
Beispiel zum Anlassen oder wegen einer unter-
wegs eintretenden technischen Betriebstörung.

§ 15. B e n z i n - o d e r d i e s e l e l e k -
t r i s c h e r A n t r i e b .

Als Kraftfahrzeuge mit Antrieb durch Ver-
brennungsmaschine gelten auch Fahrzeuge, bei
denen die Leistung der Verbrennungsmaschine
über einen Generator in elektrische Leistung
umgewandelt und durch Elektromotore auf die
Fahrzeugtriebräder übertragen wird.
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B. Z u s t ä n d i g k e i t .

1. Sachliche Zuständigkeit.

§ 16.

(1) Die Kraftfahrzeugsteuer wird von den
Finanzämtern verwal te t . Das Bundesministe-
r ium für Finanzen k a n n die Verwal tung der
Steuer abweichend von de r allgemeinen Bezirks-
einteilung der Finanzämter bestimmten Finanz-
ämtern übertragen.

(2) Die Steuer für ausländische Kraftfahrzeuge
[§ 2, Abs. (2)] w i r d v o n den Grenzzollstel len
u n d von jenen In landszol lämtern verwal te t , die
von d e n Finanzlandesdirekt ionen dazu beson-
ders bes t immt werden.

2. Örtliche Zuständigkeit.

§ 17. In l änd i s che Kraf t fahrzeuge .

(1) Örtilich zuständig für die Verwaltung der
Kraftfahrzeugsteuer bei inländischen Kraftfahr-
zeugen [§ 2, Abs.(1)] ist jenes F inanzamt , in
dessen Bezirk de r Anmeldungspflichtige [§ 19,
Abs. (2)] seinen Wohns i t z oder in dessen Er-
manglung seinen gewöhnlichen Aufentha l t hat .
H a t e r seinen gewöhnlichen Aufentha l t z w a r i m
Inland, aber nicht i m Bezirk eines best immten
Finanzamtes, dann ist jenes F inanzamt zu-
ständig, i n dessen Bezirk das Kraf t fahrzeug z u m
Verkehr zugelassen worden ist. Bei Körper-
schaften, Personenvereinigungen oder Ver -
mögensmassen ist das F inanzamt zuständig, in
dessen Bezirk sich d ie Geschäftsleitung befindet.

(2) Befindet sich d e r gewöhnliche S tandor t
(Einstellraum) des Kraftfahrzeuges im Bezirke
eines anderen als des im Abs. (1) bezeichneten
Finanzamtes , d a n n ist das andere F inanzamt zu-
ständig, w e n n das Fahrzeug in dessen Bezirk
zum Verkehr zugelassen w o r d e n ist.

(3) Z u r steuerlichen. Abfer t igung eines Kraf t -
fahrzeuges, das mi t eigener Tr iebkraf t ins Aus-
land ausgeführt w i rd (§ 45), ist d ie Aust r i t t s -
zollstelle zuständig.

§ 18. Ausländische Kraftfahr-
zeuge.

(1) F ü r ein ausländisches Kraftfahrzeug [§ 2,
Abs. (2)] , das z u m vorübergehenden Aufenthal t
ins In land e in t r i t t , ist örtlich zuständig:

1. zur steuerlichen Abfer t igung be im E in t r i t t :
die Zollstelle, der die zollamtliche Abfer t igung
obliegt;

2. zu r Wei tervers teuerung des Fahrzeuges, das
über die Gült igkeitsdauer der Steuerkar te oder
über den Zei t raum der Steuerbefreiung nach
§ 3, Abs. (1), Z. 9, des Gesetzes hinaus i m In-
land verbleibt, jede Zollstelle u n d jedes Finanz-
amt.

(2) Z u r vorläufigen Steueranmeldung eines
ausländischen Kraftfahrzeuges, das mi t eigener
Tr iebkraf t z u m dauernden Verbleib ins Inland
ein t r i t t (§ 55), ist die Grenzzollstelle zuständig.

II. Abschnitt.

Inländische Kraftfahrzeuge.

A. B e s t e u e r u n g s v e r f a h r e n .

1. Steueranmeldung.

§ 19. A n m e l d u n g s p f l i c h t .

(1) Soweit in dieser V e r o r d n u n g nichts anderes
bes t immt wi rd , ist die Benü tzung eines in ländi-
schen Kraftfahrzeuges z u m Verkehr auf öffent-
lichen St raßen z u r Versteuerung anzumelden
(Steueranmeldung).

(2) Z u r Steueranmeldung ist der Eigentümer
des Kraftfahrzeuges oder die Person, für die
sonst das Kraftfahrzeug zugelassen wird, ver -
pflichtet. I m Falle des Eigentumwechsels ist der
neue Eigentümer z u r Steueranmeldung ver-
pflichtet.

§ 20, A n m e l d u n g s p f l i c h t i g e
Vorgänge.

(1) D ie Steueranmeldung (§ 19) ist abzugeben:
1. wenn ein Kraftfahrzeug erstmalig zum

Verkehr auf öffentlichen S t raßen zugelassen
werden soll (§ 32 KFV. 1947);

2. wenn ein zugelassenes Kraftfahrzeug nach
der Steuerabmeldung [§ 6, Abs. (1), Z. 1, des
Gesetzes] oder nach der Zwangsabmeldung
[§ 6, Abs. (1), Z . 2, des Gesetzes] wieder b e n ü t z t
werden soll;

3. wenn ein zugelassenes Kraftfahrzeug auf
einen anderen E igen tümer übergeh t (§ 8 des
Gesetzes);

4. wenn ein Kraftfahrzeug dessen Zulassung
zurückgenommen w o r d e n ist [§ 35, Abs. (2),
KFV. 1947], v o n neuem z u m Verkehr auf öffent-
lichen Straßen zugelassen werden soll;

5. wenn e in Kraftfahrzeug, das gemäß §§ 108
bis 110 d e r K F V . 1947 einer Zulassung nicht
bedarf, z u m Verkehr auf öffentlichen Straßen be-
nützt werden soll;

6. wenn ein Kraftfahrzeug während der Dauer
der Steuerpflicht verändert und die Steuer durch
die Veränderung höher oder niedriger wird
oder wenn infolge der Veränderung ein bisher
von der Steuer befreites Kraftfahrzeug steuer-
pflichtig wird (§ 9 des Gesetzes);

7. wenn infolge einer Änderung in der Ver-
wendung ein bisher von der Steuer befreites
Kraftfahrzeug steuerpflichtig wird.

(2) U n t e r Änderungen im Sinne des Abs. (1),
Z. 6, s ind insbesondere zu vers tehen:

1. bei Kraftfahrzeugen, d ie nach dem H u b -
r a u m versteuert werden (§ 10, Z. 1, des Ge-
setzes): die Ä n d e r u n g des H u b r a u m e s (durch
Einbau eines s tärkeren oder schwächeren
Motors ) ;

2. bei Personenkraf t rädern, die nach § 3 ,
Abs. (1), Z. 8, des Gesetzes v o n der Steuer be-
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freit sind: die Vergrößerung des Hubraumes
über 125 cm3 hinaus;

3. bei Kraftfahrzeugen, die nach dem Eigen-
gewicht versteinert werden (§ 10, Z. 2, des Ge-
setzes): die Änderung des Eigengewichtes oder
der Nutzlast;

4. die Umgestaltung der Antriebsart (zum Bei-
spiel der Einbau eines Gasgenerators);

5. der Umbau eines Personenkraftwagens in
einen Lastkraftwagen oder umgekehrt.

(3) Soll das Kraftfahrzeug bei Ablauf der
Gültigkeitsdauer einer Steuerkarte weiter ver-
steuert werden, gilt § 32.

§ 21. Einreichung der Steuer-
a n m e l d u n g .

(1) Die Steueranmeldung ist u n t e r Verwendung
des amtlichen Vordruckes (Muster 1) beim
Finanzamt einzureichen. Dieses vergleicht; die
Angaben i n der Steueranmeldung m i t den A n -
gaben i n den i h m vorgelegten U r k u n d e n
(Typenschein oder Bescheid über die Einzel-
genehmigung) u n d läß t allfällige Uns t immig-
kei ten durch den Anmeldungspflichtigen auf-
klären.

(2) Fü r jedes Fahrzeug ist ein eigenes An-
meldungsformbla t t zu verwenden. Die Zu-
lassungsbehörden u n d d ie Finanzämter ha l ten
die Formblä t t e r vorrä t ig . Die Formblä t t e r wer-
den den Zulassungsbehörden v o n d e n Finanz-
ä m t e r n unentgeltl ich geliefert.

§ 22. M i t w i r k u n g der Zulassungs-
b e h ö r d e n .

(1) Neben der Steueranmeldung hat der An-
meldungspflichtige bei der Zulassungsbehörde
anläßlich des Antrages auf Zulassung eine
Gleichschrift des Zählblattes (§ 49 K F V . 1947)
einzureichen.

(2) Nach Vorweisung der Steuerkar te [§ 18,
Abs. (1), des Gesetzes] setzt die Zulassungs-
behörde i n die Gleichschrift des Zählblat tes das
zugewiesene Kennzeichen sowie die N u m m e r
der S teuerkar te e in u n d übermi t te l t diese nach
Beisetzung des amtl ichen Runds tempels dem
Finanzamt . Gleichzeitig w i rd das zugewiesene
Kennzeichen von der Zulassungsbehörde in d ie
Steuerkarte eingetragen.

2. Ermit t lungsverfahren.

§ 23. V o r f ü h r u n g des K r a f t f a h r -
zeuges .

Das Finanzamt kann sich das Kraftfahrzeug
vor Festsetzung der Steuer vorführen lassen.
Es kann auch verlangen, daß für Kraftfahrzeuge,
die nach dem Eigengewichte zu versteuern sind,
die Angaben über das Eigengewicht durch Vor-
lage eines amtlichen Waagezettels glaubhaft
gemacht werden. Die Kosten des Waagezettels

hat der Steuerschuldner zu tragen. Das Finanz-
amt berichtigt gegebenenfalls auf Grund der
Ergebnisse seiner Prüfung die Gewichtsangaben
in der Steueranmeldung und teilt dies der Zu-
lassungsbehörde mit.

§ 24. Festsetzung der Steuer.

(1) Das Finanzamt setzt die Steuer auf der
Steueranmeldung fest u n d gibt dem Steuer-
schuldner den festgesetzten Steuerbetrag bekannt .

(2) Die Verfügung über die Steuerfestsetzung,
die einen Steuerbescheid im Sinne des § 212 der
Abgabenordnung darstellt, ist dem Steuer-
schuldner schriftlich n u r in Ausnahmsfällen mit-
zuteilen, insbesondere dann, wenn dem Steuer-
schuldner der Steuerbetrag nicht mündlich mit -
geteilt u n d nach Ablauf eines V e r s t e u e r u n g s -
zeitraumes weder das bisher versteuerte Fahr-
zeug abgemeldet noch eine neue Steuerkarte
dafür gelöst wurde .

(3) Eine schriftlich er tei l te Festsetzungsver-
fügung h a t die Steuerberechnung, den Tag, bis
zu d e m die Steuer zu entr ichten ist, u n d die
Rechtsmit te lbelehrung zu enthal ten. D e m
Steuerschuldner is t da r in auch mitzutei len, daß
die geschuldete Steuer nach Ablauf d e r fest-
gesetzten Einzahlungszeit zwangsweise einge-
bracht w i rd u n d d a ß i h m nach de r Entr ichtung
der Steuer die S teuerkar te (§ 26) und die de r
Steueranmeldung beigefügten Unte r lagen auf
seine Gefahr übersendet werden.

(4) Die Steuer ist v o r der Ausfolgung der
Steuerkarte zu entr ichten. Weist der Steuer-
pflichtige die Zahlung der Kraftfahrzeugsteuer
durch den Erlagscheinabschnitt nach, ist i h m
gegen Einziehung des Erlagscheinabschnittes die
Steuerkar te auszufolgen.

§ 25. Abrundung d e r S t e u e r .

(1) Bei der Berechnung der Jahressteuer samt
Aufbauzuschlag werden Bruchteile eines Schil-
lings auf volle Schillinge nach oben aufgerundet.

(2) Bei der Gewährung von Teilzahlungen
werden die Steuerbeträge einschließlich des Auf-
bauzuschlages und des Aufgeldes auf den
nächsten durch zehn teilbaren Groschenbetrag
nach oben aufgerundet. Bruchteile eines
Groschens bleiben bei der Aufrundung außer
Betracht.

3. Steuerkarten.

§ 26. F o r m d e r Steuerkarten.

(1) Z u m Nachweis über die Steuerentrichtung
erhäl t der Steuerschuldner eine Steuerkar te nach
Muster 2.

(2) F ü r die Ausstel lung de r Steuerkar ten gelten
die Best immungen des § 76, Abs. (1) u n d (2),
de r Buchungsordnung für die F inanzämter (BO,
R. St. Bl. 1935, S. 533 ff.).
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§ 27. Gültigkeitsdauer der Steuer-
karte.

(1) Als Beginn der Gült igkei tsdauer der
Steuerkar te ist der T a g der Steuerfestsetzung
einzusetzen. Die Kar te ist für die Dauer eines
Jahres, bei Gewährung von Tei lzahlungen für
jenen Zeitabschnitt auszustellen, für den die
einzelne Tei lzahlung gilt. De r Tag der Steuer-
festsetzung ist bei Berechnung des Zeitabschnittes,
für den die Steuerkar te ausgestellt wird, einzu-
rechnen.

(2) H a t der Steuerschuldner das Kraftfahrzeug
bereits von einem Ze i tpunk t ab benü tz t , der
vor dem Tag der Steuerfestsetzung liegt, so ist
als Beginn der Gült igkei tsdauer der Steuerkar te
der Tag der ersten Benützung einzusetzen.
Liegt dieser im Ze i tpunk t der Steuerfestsetzung
m e h r als ein Jah r zurück, so w i r d eine Steuer-
k a r t e n u r für die Zeit nach Ablauf des Jahres
ausgestellt.

(3) Stellt das F inanzamt nach Aushändigung
der Steuerkar te fest, daß der Steuerschuldner
das Fahrzeug bereits v o r ih rem Geltungsbeginn
benü tz t ha t , so berichtigt es die Steuerfestsetzung
und folgt dem Schuldner gegen Rückgabe d e r
Steuerkar te eine neue Steuerkar te mi t Gel tungs-
beginn v o m Tage der ers ten Benützung des Fahr-
zeuges an aus. Auf den für diese Kar te fest-
gesetzten Steuerbetrag ist der für die zurück-
gegebene Kar te e ingenommene Steuerbetrag an-
zurechnen. Auf der neuen Kar te sind der ange-
rechnete und der noch zu entr ichtende Steuer-
bet rag anzugeben. Die Kraf t fahrzeugsteuer l is te
ist zu berichtigen, die zurückgegebene Steuer-
k a r t e unbrauchbar zu, machen u n d zu den Fahr -
zeugakten (§ 78 BO) zu nehmen.

(4) Abgesehen von den in den Abs. (2) u n d (3)
bezeichneten Fällen darf die gelöste Steuerkarte
nicht gegen eine Steuerkar te m i t l ängere r Gül t ig-
keitsdauer umgetauscht werden.

(5) Eine Benützung i m Sinne der Abs. (2)
u n d (3) l i e g t nicht vor, wenn Fahr ten u n t e r
rechtmäßiger Verwendung v o n Probefahr t - oder
Überstellungskennzeichen (§§ 42 u n d 43 KFV.
1947) ausgeführt werden.

§ 28. W e c h s e l des S t e u e r s c h u l d n e r s .

(1) Geht ein zugelassenes Kraftfahrzeug auf
einen anderen Steuerschuldner über, so kann
der neue Steuerschuldner verfangen, daß ent-
weder erstens die Steuerkarte des bisherigen
Steuerschuldners auf seinen Namen mit der bis-
herigen Gültigkeitsdauer umgeschrieben wird
oder zweitens ihm eine neue Steuerkarte mit
neuer Gültigkeitsdauer ausgefolgt wird. In die-
sem Falle beginnt die Gültigkeitsdauer der
neuen Steuerkarte am Tage nach Beendigung
der Steuerpflicht des bisherigen Steuerschuldners
[§ 8, Abs. (2), des Gesetzes].

(2) Beantragt der neue Steuerschuldner die
Umschreibung der Steuerkarte, so hat er dies in
der Steueranmeldung zu vermerken und die
Steuerkarte des bisherigen Steuerschuldners bei-
zufügen. Das Finanzamt stellt für das Kraft-
fahrzeug eine andere Steuerkarte aus. In diese
übernimmt es aus der bisherigen Karte die
Gültigkeitsdauer und den entrichteten Steuer-
betrag. Die bisherige Steuerkarte verbleibt bei
den Fahrzeugakten.

(s) Beantragt der neue Steuerschuldner die
Ausstellung einer neuen Steuerkarte, so wird die
für die alte Steuerkarte entrichtete Steuer, so-
weit sie auf die Zeit nach Beginn der Gültigkeits-
dauer der neuen Steuerkarte entfällt, auf Antrag
gemäß § 16 des Gesetzes erstattet. Zur Er-
stattung der Steuer ist das Finanzamt zuständig,
das die Steuer festgesetzt hat. Bei Erstattung der
Steuer für Steuerkarten, die durch ein anderes
Finanzamt umgeschrieben worden sind, äst das
Finanzamt zuständig, das die zur Erstattung der
Steuer vorgelegte Steuerkarte ausgestellt hat.

§ 29. E i n s t e l l u n g e i n e s a n d e r e n
Kraftfahrzeuges.

Stellt der Steuerschuldner während der Gültig-
keitsdauer der Steuerkarte an Stelle des in der
Karte bezeichneten ein anderes Kraftfahrzeug
ein, für das keine höhere Steuer zu entrichten
ist, so kann er entweder die Umschreibung der
bisherigen Steuerkarte oder die Ausstellung
einer neuen Steuerkarte verlangen. Für die Um-
schreibung gilt § 28, Abs. (2), für die Ausstellung
der neuen Steuerkarte § 28, Abs. (3), ent-
sprechend.

§ 30. Veränderung des Kraftfahr-
zeuges.

(1) Wird während der Gültigkeitsdauer der
Steuerkarte das Kraftfahrzeug verändert und
ermäßigt sich infolge der Veränderung die Steuer,
so kann der Steuerschuldner entweder die Um-
schreibung d e r bisherigen Steuerkarte oder
die Ausfertigung einer neuen Steuerkarte ver-
langen. Für die Umschreibung gilt § 28, Abs. (2),
für die Ausfertigung der neuen Steuerkarte
§ 28, Abs. (3), entsprechend.

(2) Das gleiche gilt, wenn während der Gültig-
keitsdauer der Steuerkarte, die für zwei unter
einem Zulassungsschein zugelassene Kraftfahr-
zeuge [§ 11, Abs. (3), des Gesetzes] ausgestellt
wurde, das der höheren Steuer unterliegende
Kraftfahrzeug abgemeldet wird.

§ 31. S t a n d o r t v e r l e g u n g .

(1) Verlegt der Steuerschuldner während der
Dauer der Steuerpflicht den Standort des Fahr-
zeuges und wird dadurch ein anderes Finanzamt
zuständig, so hat er die Verlegung des Stand-
ortes dem bisher zuständigen Finanzamt anzu-
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zeigen. Dieses hat den Steuerfall an das neue
zuständige Finanzamt abzugeben und dies der
Zulassungsbehörde mitzuteilen. Das neue zu-
ständige Finanzamt veranlaßt die Umschreibung
der Steuerkarte. Der Steuerschuldner hat zu
diesem Zwecke die Steuerkarte dem Finanzamt
abzugeben. Dieses stellt für das Fahrzeug eine
andere Steuerkarte aus. In diese übernimmt es
aus der bisherigen Karte die Gültigkeitsdauer
und den entrichteten Steuerbetrag. Die bisherige
Steuerkarte verbleibt bei den Fahrzeugakten.

(2) Wind infolge der Standortverlegung des
Fahrzeuges eine andere Zulassungsbehörde zu-
ständig, so zeigt die neue zuständige Zulassungs-
behörde dem für den neuen Standort zuständi-
gen Finanzamt an, daß sie dem Eigentümer des
Fahrzeuges ein neues Kennzeichen zugeteilt bat
[§ 47, Abs. (3), KFV. 1947].

4. Weiterversteuerung.

§ 32. Erneuerungskarte,

(1) Solange die. Steuerpflicht nicht beendigt ist
(§ 7 des Gesetzes), ha t der Steuerschuldner vor
Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte un-
aufgefordert beim Finanzamt die Ausstellung
einer neuen Steuerkarte zu beantragen u n d die
Steuer weiter zu entrichten. Der Antrag kann
auch m i t der Einsendung des Steuerbetrages an
die Finanzkasse verbunden werden. Er gilt als
Steueranmeldung.

(2) Das Finanzamt kann zur Aufklärung von
Zweifeln u n d Unstimmigkeiten die Vorlegung
des Zulassungsscheines und der alten Steuerkarte
verlangen. Es kann auch die Einreichung einer
förmlichen Steueranmeldung fordern.

(3) W e n n eine neue Steueranmeldung [Abs. (2)]
nicht abgegeben wurde, ist die Steuer auf einem
Engänzungsblatt zur früheren Steueranmeldung
festzusetzen. Als Beginn der Gültigkeitsdauer
der Erneuerungskarte ist der Tag nach Ablauf
der Gültigkeitsdauer der alten Steuerkarte ein-
zusetzen. I m übrigen geilten die §§ 26 und 27,
Abs. (1), 3. Satz, entsprechend.

§ 33. Überwachung der Weiter-
versteuerung.

(1) Die Weiterversteuerung des Kraftfahr-
zeuges ist v o m F inanzamt [gemäß § 75, Abs. (5),
BO] zu überwachen u n d allenfalls rechtzeitig in
Er innerung zu bringen.

(2) H a t der Steuerschuldner die weitere Steuer
nicht bis z u m Ablauf d e r Gült igkeitsdauer de r
Steuerkarte entrichtet u n d ha t er auch dem
Finanzamt keine Bestätigung der Zulassungs-
behörde über die Einziehung, Rückstellung oder
Hinter legung des Zulassungsscheines u n d der
Kennzeichentafeln [§ 18, Abs. (3), des Gesetzes]
vorgelegt, dann hat das Finanzamt den Steuer-

schuldner, bevor es den im § 18, Abs. (2), des
Gesetzes vorgesehenen Antrag an die Zulassungs-
behörde stellt, unverzüglich nach Ablauf der
Gültigkeitsdauer der Steuerkarte unter Fest-
setzung einer best immten Frist zur Weiterver-
steuerung aufzufordern. Die Frist darf einen
Monat nicht überschreiten.

§ 34. W e i t e r e S t e u e r f e s t s e t z u n g .

(1) In den Fällen, in denen die Steuerpflicht
erst nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der
Steuerkarte endet (§ 7 des Gesetzes), setzt das
Finanzamt die Steuer bis zur Beendigung der
Steuerpflicht wie folgt fest: für jeden vollen oder
angefangenen Monat seit Ablauf der Gültigkeits-
dauer der letzten Steuerkarte ist ein Zwölftel
der Jahressteuer zu berechnen. Außerdem ist das
Aufgeld [§ 13, Abs. (2), des Gesetzes] anzusetzen,
u n d zwar: mi t 8 v. H . für einen Zeitabschnitt
bis zu zwei Monaten, mi t 6 v. H . für einen Zeit-
abschnitt von dre i bis fünf Monaten, mit 3 v. H .
für einen Zeitabschnitt von sechs bis elf Mo-
naten. Der Steuerbetrag einschließlich des Auf-
geldes wird auf den nächsten durch zehn teil-
baren Groschenbetrag nach oben aufgerundet.
Bruchteile eines Groschens bleiben bei der Auf-
rundung außer Betracht. Die Mindeststeuer be-
trägt in jedem Fall einschließlich Aufgeld 5 S
[§ 13, Abs. (2), des Gesetzes]. Eine Steuerkarte
wird nicht ausgestellt.

(2) A n der Steile des von der Zulassungs-
behörde mitgeteil ten oder dem Steuerschuldner
bestätigten Tages, an dem der Zulassungsschein
und die Kennzeichentafeln eingezogen, zurück-
gegeben oder hinterlegt wurden, kann das
Finanzamt bei der Berechnung der Steuer aus
Billigkeitsgründen einen früheren Tag als Stich-
tag zugrunde legen. Es k a n n von der Festsetzung
u n d Einziehung der Steuer abseihen, wenn glaub-
haft gemacht wird, d a ß das Kraftfahrzeug nach
Ablauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte
nicht mehr benütz t worden ist.

(3) Die Bestimmungen der Abs. (1) u n d (2)
gelten auch in den Fällen des Eigentumswechsels
(§ 8 des Gesetzes) für die Weiterversteuerung
durch den bisherigen Steuerschuldner, wenn
dessen Anzeige über den Übergang des Kraft-
fahrzeuges erst nach Ablauf der Gültigkeitsdauer
der Steuerkarte eingegangen ist.

5. Ersta t tung der Steuer.

§ 35. S t e u e r e r s t a t t u n g bei Nicht -
zu las sung des Kra f t f ah rzeuges .

(1) Hat das Finanzamt die Steuerkarte aus-
gefolgt, die Zulassungsbehörde aber den Zu-
lassungsschein und die Kennzeichentafeln nicht
ausgehändigt, so ist auf Antrag die Steuer gegen
Rückgabe der Steuerkarte ohne Abzug zu er-
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stauten, wenn der Antragsteller glaubhaft
gemacht hat, daß das Kraftfahrzeug zum Ver-
kehr auf öffentlichen Straßen nicht benützt
wurde.

(2) Das Finanzamt hat die Steuer ohne Abzug
zu erstatten, wenn es die Steuerkarte noch nicht
ausgefolgt hat und ihm bekannt geworden ist,
daß das Kraftfahrzeug nicht zum Verkehr auf
öffentlichen Straßen benützt wurde.

§ 36. Steuererstattung b e i v o r -
z e i t i g e r B e e n d i g u n g d e r S t e u e r -

p f l i c h t .

(1) W i r d die Ers ta t tung der Steuer beantragt,
weil die Steuerpflicht vor Ablauf der Zeit
geendigt ha t , für die die Steuer entrichtet ist,
so gilt in den Fällen der §§ 7 u n d 8 des Gesetzes
als Tag de r Beendigung der Steuerpflicht jener
Tag, der von der Zulassungsbehörde dem
Finanzamt gemäß § 18, Abs. (2), des Gesetzes mi t -
geteilt oder in einer dem Steuerpflichtigen ge-
mäß § 18, Abs. (3), des Gesetzes oder gemäß dem
folgenden Absatz (2) ausgestellten Bestätigung
angegeben wurde . A n Stelle dieses Tages kann
das Finanzamt bei der Berechnung des zu

erstattenden Betrages einen früheren T a g als
Stichtag für die Beendigung der Steuerpflicht
zugrunde legen, wenn glaubhaft gemacht wird,
daß das Kraftfahrzeug seit diesem früheren Tage
nicht m e h r benützt worden ist u n d wenn son-
stige Billigkeitsgründe vorliegen. Solche Billig-
keitsgründe sind insbesondere dann gegeben,
wenn der Antragsteller die Verzögerung in der
Rückgabe oder Hinter legung des Zulassungs-
scheines u n d der Kennzeichentafeln nicht ver-
schuldet hat.

(2) I n den Fällen des § 8 des Gesetzes ist die
Zulassungsbehörde verpflichtet, d e m f rüheren
E igen tümer auf Ver langen eine Bestät igung d a r -
über auszustellen, a n welchem Tage er der
Behörde gemäß § 47, Abs. (2), KFV. 1947 den
Zulassungsschein u n d die Kenze ichen ta fe ln zu-
rückgestellt h a t .

(3) De r Rückgabe der Steuerkar te nach § 16,
Abs. (1), des Gesetzes ist es gleich zu achten,
wenn de r Verlust de r Steuerkarte glaubhaft
gemacht wird.

(4) Bei Berechnung der zu erstattenden Steuer
einschließlich des Aufbauzuschlages wi rd der
Steuerbetrag auf den nächsten durch zehn teil-
baren Groschenbetrag nach u n t e n abgerundet.

(5) Zu r Ers ta t tung der Steuer ist das Finanz-
amt zuständig, das die Steuer festgesetzt hat .
Für die Ers ta t tung von Steuern auf Steuer-
karten, die durch ein anderes Finanzamt um-
geschrieben worden sind, ist das Finanzamt zu-
ständig, das d ie zur Ers ta t tung der Steuer vor-
gelegte Steuerkarte ausgestellt hat .

B. S t e u e r b e f r e i u n g e n u n d
S t e u e r e r m ä ß i g u n g e n .

§ 37. P e r s o n e n k r a f t f a h r z e u g e
Kriegsbeschädigter, Zivilbeschä-
d i g t e r und von Opfern des Be-

f r e iungskampfes .

(1) Ü b e r die Zuerkennung einer gänzlichen
oder teilweisen Steuerbefreiung nach § 3 ,
Abs. (2), des Gesetzes entscheidet das F inanzamt
nach freiem Ermessen u n t e r Berücksichtigung
der E inkommens- u n d Vermögensverhältnisse
des Fahrzeughal ters . Opfe rn des Kampfes u m ein
freies, demokratisches Österreich ist bei Zu-
treffen d e r gesetzlichen Voraussetzungen d ie
gänzliche Steuerbefreiung o h n e Rücksicht auf
ihre E inkommens - u n d Vermögensverhältnisse
zu gewähren.

(2) Eine gänzliche oder teilweise Steuer-
befreiung darf nicht gewähr t werden, w e n n das
benütz te Kraftfahrzeug m e h r als 2400 cm 3 H u b -
raum h a t oder w e n n es zu r Beförderung von
Personen oder Gütern gegen Entgelt benützt
wird.

(3) Zivilbeschädigte i m Sinne des § 3, Abs. (2),
des Gesetzes s ind solche Personen, deren Körpe r -
beschädigung nicht auf Einwirkungen des
Krieges ode r des Kampfes u m e in freies, d e m o -
kratisches Österreich zurückzuführen. ist.

(4) Personen, d ie eine gänzliche ode r teilweise
Steuerbefreiung nach § 3, Abs. (2), des Gesetzes
anstreben, haben bei d e r Abgabe de r Steueran-
meldung u m die Feststellung d e r Voraussetzungen
der Steuerbefreiung anzusuchen. Das Finanzamt
h a t nach Durchführung des i m § 21 vorgesehenen
Verfahrens die Steueranmeldung de r nach dem
Wohnsi tz des Antragstellers zuständigen poli t i-
schen Bezirksbehörde (bei Kriegsbeschädigten d e m
Landesinvalidenamt) zuzulei ten. Die Bezirks-
behörde (das Landesinvalidenamt) stellt fest, o b
der Bewerber zu d e n Kriegsbeschädigten, den
Zivilbeschädigten oder den Opfe rn des Kampfes
u m ein freies demokratisches Österreich gehör t
und o b er infolge der er l i t t enen Körperbeschädi-
gung zu seiner For tbewegung e in Kraftfahrzeug
benötigt . Erachtet die Bezirksbehörde (das Lan-
desinvalidenamt) diese Voraussetzungen für gege-
ben, dann stellt sie beim Finanzamt unter An-
führung der Gründe einen Antrag auf Steuer-
befreiung oder Steuerermäßigung.

§ 38. S t e u e r b e f r e i u n g g e m ä ß .§ 3,
Abs. (1), Z. 3, d e s G e s e t z e s .

Soweit auf Grund von Staatsverträgen oder
auf Grund der Regelung des zwischenstaatlichen
Steuerrechtes, die Gewährung oder Versagung der
Steuerbefreiung nach § 3, Abs. (1), Z. 3, des
Gesetzes von der Gewährung der Gegenseitigkeit
abhängt, entscheidet über die Frage der tatsäch-
lichen Gewährung und ihres Umfanges in Zwei-
felsfällen das Bundesministerium für Finanzen.
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§ 39. Kraftfahrzeuge zum Antrieb
von Geräten und selbstfahrende

Arbeitsmaschinen.

(1) Selbstfahrende Arbeitsmaschinen im Sinne
des § 3, Abs. (1), des Gesetzes sind Kraftfahr-
zeuge, die nach ih re r Bauar t u n d ih ren beson-
deren Einrichtungen z u r Leistung v o n Arbei ten
u n d nicht z u r Beförderung v o n Personen oder
G ü t e r n geeignet u n d bes t immt sind. Die Ein-
richtungen zu r Arbeitsleistung müssen mi t d e m
Fahrzeug fest ve rbunden sein.

(2) Kraftfahrzeuge, die zu r Beförderung oder
z u m Ant r ieb v o n Gerä ten best immt sind, sind
gemäß § 3, Abs. (1), Z. 5, des Gesetzes d a n n v o n
der Steuer befreit, wenn durch die motorische
Kraft des Fahrzeuges das Arbeitsgerät in seiner
Gesamthei t oder einzelne z u m Gerä t gehörige
Teile angetr ieben werden.

(3) Die Steuerbefreiung wird nicht dadurch aus-
geschlossen, daß mit dem im Abs. (2) genannten
Kraftfahrzeug oder mit der selbstfahrenden
Arbeitsmaschine auf der Fahrt von der Arbeits-
stätte oder zur Arbeitsstätte die zur Bedienung
des Kraftfahrzeuges und des Arbeitsgerätes (der
6elbstfahrenden Arbeitsmaschine) erforderlichen
Begleitpersonen mitbefördert werden.

§ 40. Z u g m a s c h i n e n i n l a n d w i r t -
s c h a f t l i c h e n B e t r i e b e n ) .

(1) Zugmaschinen o h n e Güte r l ade raum sind
gemäß § 2, Abs. (1), Z . 6, des Gesetzes dann v o n
der Steuer befreit, w e n n sie ausschließlich in
einem landwirtschaftlichen Betr ieb oder i n dessen
Nebenbet r ieben verwendet werden. Als N e b e n -
betr ieb gilt ein Betrieb, de r d e m landwirtschaft-
lichen Hauptbe t r ieb z u dienen bes t immt ist [§ 29,
Abs. (5), § 45, Abs. (2) des Bewertungsgesetzes
(Gesetz vom 16. Oktobe r 1934, Deutsches
R. G. Bl. I S. 1035)].

(2) Dient ein Betrieb sowohl der Landwir t -
schaft als auch der Forstwirtschaft, d a n n ist eine
Zugmaschine ohne Güter laderaum auch dann von
der Steuer befreit, wenn sie auch im forstwirt-
schaftlichen Teil des Betriebes oder in einem
forstwirtschaftlichen) Nebenbetr ieb verwendet
wird.

§ 41. Verfahren bei der Steuer-
befreiung.

(1) Begehrt ein Anmeldungspflichtiger die Ge-
währung einer i m § 3 des Gesetzes vorgesehenen
Steuerbefreiung, so ha t e r d a r u m in der Steuer-
anmeldung (§ 21) oder in einer besonderen beim
Finanzamt einzureichenden Eingabe anzusuchen
und die Befreiungsgründe glaubhaft zu machen.

(2) Gibt das Finanzamt dem Begehren des An-
tragstellers statt , dann stellt es i h m un te r Vor-
behalt des Widerrufes über die Steuerbefreiung
eine Bescheinigung nach Muster 3 aus. Diese ist,
ausgenommen im Falle des § 3, Abs. (1), Z. 1,

des Gesetzes jeweils höchstens auf die Dauer v o n
zwei Jahren zu befristen.

(3) Die Umschreibung der Bescheinigung nach
Abs. (2) auf einen anderen Eigentümer oder auf
ein anderes Kraftfahrzeug ist unzulässig.

(4) Die ausgestellten Bescheinigungen über
Steuerbefreiungen s ind i n eine Liste einzutragen.

(5) W i r d in den Fällen des § 37 b loß eine Er-
mäßigung d e r Steuer gewähr t , so sind die Steuer-
ermäßigung und ihr Grund auf der Steuerkarte
und auf dem Stamm der Steuerkarte zu ver-
merken. Die Steuerkarte über die ermäßigte
Steuer wird auf Widerruf erteilt. Ein allfälliger
Widerruf ist auf der Steuerkarte zu vermerken.
Die Umschreibung einer Steuerkarte über einen
ermäßigten Steuerbetrag auf einen anderen
Steuerschuldner oder ein anderes Fahrzeug ist
unzulässig.

§ 42. Ü b e r w a c h u n g d e r S t e u e r -
b e f r e i u n g e n u n d S t e u e r -

e r m ä ß i g u n g e n .

(1) W i r d ein steuerbefreites Fahrzeug ver-
äußert , veränder t oder a n seiner Stelle ein an-
deres Fahrzeug eingestellt, d a n n ha t dies der An-
meldungspflichtige dem Finanzamt un te r Rück-
gabe de r Bescheinigung über die Steuerbefreiung
anzuzeigen. Das F inanzamt stellt fest, ob die
Steuerbefreiung für das Fahrzeug oder für das an
seiner Stelle eingestellte andere Fahrzeug weiter
zu gewähren ist. In diesem Falle vermerkt es die
eingetretene Änderung auf der Bescheinigung
oder stellt im Falle de r Veräußerung des be-
freiten Fahrzeuges oder Einstellung eines anderen
Fahrzeuges an seiner Stelle eine neue Bescheini-
gung aus. Kann die weitere Steuerbefreiung nicht
gewährt werden, fordert das Finanzamt den nun-
mehrigen Steuerpflichtigen z u r Versteuerung bin-
nen einer angemessenen, einen Mona t nicht über-
steigenden Frist auf [§ 33, Abs. (2)].

(2) Fallen aus sonstigen Gründen , insbesondere
wegen eines Wechsels An der Verwendung des
Kraftfahrzeuges, die Voraussetzungen der Steuer-
befreiung weg„ ha t der Anmeldungspflichtige
unter Rückgabe der Bescheinigung über die
Steuerbefreiung unverzüglich eine Steueranmel-
dung (§ 21) zu erstatten.

(3) Sind die Gründe für eine Steuerermäßigung
nach § 37 weggefallen, ha t der Steuerpflichtige
dies unverzüglich un te r Rückgabe der Steuer-
kar te anzuzeigen. Das Finanzamt veranlaßt die
Versteuerung des Fahrzeuges nach dem vollen
gesetzlichen Steuersatz u n d stellt dem Steuer-
pflichtigen darüber eine neue Steuerkarte aus.

(4) Das Finanzamt ha t in angemessenen Zeit-
abständen, mindestens v o n zwei zu zwei Jahren,
zu prüfen, o b die Voraussetzungen für die
Steuerbefreiungen und Steuerermäßigungen noch
vorliegen.
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§ 43. N a c h t r ä g l i c h e r E i n t r i t t e i n e r
b e g ü n s t i g t e n Verwendung .

Soll ein versteuertes Kraftfahrzeug für den
Rest der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte nur
noch zu einem der im § 3 des Gesetzes an-
geführten Zwecke verwendet werden, so stellt das
Finanzamt auf Antrag eine Bescheinigung über
die Steuerbefreiung aus. Die Steuer für den Rest
der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte wird er-
stattet. Für die Erstattung gelten die Vorschrif-
ten des § 16 des Gesetzes sinngemäß. Als Tag
der Beendigung der Steuerpflicht gilt der Tag,
der dem Tag der Ausstellung der Bescheinigung
über die Steuerbefreiung vorausgeht.

C. G r e n z v e r k e h r i n l ä n d i s c h e r

K r a f t f a h r z e u g e .

§ 44. E i n g a n g n a c h A u s l a n d s -
a u f e n t h a l t .

Tritt ein inländisches Kraftfahrzeug [§ 2,
Abs. (1)] mit eigener Triebkraft aus dem Aus-
land ins Inland ein, so prüft die Zollstelle, ob
den Vorschriften über die Kraftfahrzeugsteuer
genügt ist. Ist das Kraftfahrzeug steuerpflichtig,
die Gültigkeitsdauer der Steuerkarte aber abge-
laufen, so teilt die Zollstelle dies dem für die
Versteuerung des Fahrzeuges zuständigen Finanz-
amt (§ 17) mit. Der Steuerpflichtige hat das
Fahrzeug dort unverzüglich zur Weiterversteue-
rung (§ 32) anzumelden.

§ 45. A u s f u h r v o n K r a f t f a h r z e u g e n .

Wird ein inländisches Kraftfahrzeug [§ 2,
Abs. (1)] mit eigener Triebkraft ins Ausland aus-
geführt, so prüft die Grenzzollstelle, ob den Vor-
schriften über die Kraftfahrzeugsteuer genügt
ist. Ist das Kraftfahrzeug steuerpflichtig, die Gül-
tigkeitsdauer der Steuerkarte aber abgelaufen,
so setzt es die Steuer für die noch nicht ver-
steuerte Zeit gemäß § 34, Abs. (.1), fest. Diese
Festsetzung unterbleibt, wenn das Fahrzeug mit
einem Überstellungskennzeichen gemäß § 43,
Abs. (2), der KFV. 1947 versehen ist.

III. Abschnitt.

Ausländische Kraftfahrzeuge.

1. Grundsatz.

§ 46.

(1) Für ausländische Kraftfahrzeuge [§ 2,
Abs. (2)], die ins Inland eintreten, ist die Steuer
für den Zeitraum eines Jahres gemäß § 13,
Abs. (1) und (2), des Gesetzes zu entrichten.

(2) Für einen Aufenthalt im Inland bis zu
sechzig Tagen (vorübergehender Aufenthalt)
kann die Steuer gemäß § 13, Abs. (3), des Ge-
setzes tageweise entrichtet werden.

2. Versteuerung für best immte Zeitabschnitte.

§ 47. Steuerberechnung.

(1) Wi rd die Steuer gemäß § 13, Abs. (1), des
Gesetzes für die Dauer eines Jahres i m voraus
entrichtet oder werden gemäß § 13, Abs. (2), des
Gesetzes ausnahmsweise Tei lzahlungen gewähr t ,
so werden d e r Besteuerung nach § 10, Z. 1, des
Gesetzes jene H u b r ä u m e u n d d e r Besteuerung
nach § 10, Z. 2, des Gesetzes jene Eigengewichte
zugrunde gelegt, die in den v o m Heimats taa t aus-
gestellten Papieren angegeben sind.

(2) Ist aus den vom Heimats taa t ausgestellten
Papieren der H u b r a u m nicht ersichtlich, dann
sind bei Zwei- u n d Dreirad-Kraf t fahrzeugen
einheitlich 600 c m 3 Hubraum, bei Personen-
kraftwagen 100 c m 3 H u b r a u m für je 50 kg
Eigengewicht des Fahrzeuges (oder einen Tei l
davon) dar Besteuerung zugrunde zu legen.

(3) Weist der Steuerschuldner durch das Gut -
achten eines kraftfahrbehördlichen Amtssach-
verständigen nach, daß der nach der Formel des
§ 9 errechnete H u b r a u m seines Fahrzeuges ge-
ringer ist als der nach Abs. (2) anzusetzende
Hubraum, so ist die Steuer nach dem geringeren
Hubraum zu berechnen. Führ t er diesen Nach-
weis erst nach Entrichtung der S teuer , aber vor
Ablauf der Zeit, für die sie entrichtet ist, so
änder t die Zollstelle die Steuerfestsetzung und
erstattet den zuviel entrichteten Betrag. Der
Steuerschuldner hat dabei die Steuerkarte
zurückzugeben und einen im Inland wohnenden
Empfangsberechtigten zu bezeichnen. Die Zoll-
stelle folgt ihm hierauf eine neue Steuerkarte
aus.

§ 48. E r s t a t t u n g d e r S t e u e r .

(1) Die Steuerpflicht gilt als an dem Tage be-
endet, an dem die Steuerkarte bei der Zollstelle
zurückgegeben wird. W u r d e die Steuer für
einen darüber hinausgehenden Zeitraum ent-
richtet, ist sie nach § 16 zu erstatten.

(2) Zur Ers ta t tung der Steuer ist die Zollstelle
zuständig, die die Steuer festgesetzt hat .

3 . Tageweise Versteuerung.

§ 49.

In den Fällen der tageweisen Versteuerung
[§ 13, Abs. (3), des Gesetzes] wird ein Aufbau-
zuschlag nicht erhoben. Eine Ers ta t tung der
Steuer ist ausgeschlossen. Die Tage des Auf-
enthaltes im Inland brauchen nicht unmit te lbar
aufeinander zu folgen.

4. Besteuerungsverfahren.

§ 50. S t e u e r a n m e l d u n g .

Der Steuerpflichtige ha t das Kraftfahrzeug
bei der Zollstelle, der die zollamtliche Abfert i-
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gung obliegt, zur Versteuerung anzumelden, und
zwar

a) wenn es mit eigener Kraft ins Inland ein-
tritt, beim Grenzübertritt,

b) in allen anderen Fällen vor der Benützung.

§ 51. S t e u e r k a r t e .

Die Zollstelle setzt die Steuer fest, gibt dem
Steuerschuldner den festgesetzten Steuerbetrag
bekannt und folgt ihm nach der Entrichtung
der Steuer eine Steuerkarte nach Muster 4, wenn
jedoch die Steuer tageweise entrichtet wird, nach
Muster 5 aus. Wird die tageweise Versteuerung
gemäß § 13, Abs. (3), des Gesetzes gewählt, so
verliert die Steuerkarte ihre Gültigkeit spätestens
nach Ablauf eines Jahres.

§ 52. Weiterversteuerung.

(1) Verbleibt ein Kraftfahrzeug im Inland über
die Zeit hinaus, für die die Steuer entrichtet wird,
so hat der Steuerschuldner, das Fahrzeug vor Ab-
lauf der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte weiter
zu versteuern. Diese Weiterversteuerung kann
bei jedem nach § 18, Abs. (1), zuständigen A m t
bewirkt werden. Die Steuerkarte ist dabei vorzu-
legen. N i m m t der Steuerschuldner die Steuerkarte
nicht gegen Entrichtung der Steuer beim Finanz-
amt in Empfang, so übersendet sie ihm das
Finanzamt nach Eingang der Steuer auf seine
Gefahr.

(2) Die neue Karte ist als Verlängerungskarte
zu bezeichnen. Aus der alten Karte sind in eine
Verlängerungskarte nach Muster 5 die letzte
Grenzeintrittsbescheinigung und außerdem die
Zahl der Tage, für die die alte Karte zur Zeit des
letzten Grenzeintrit tes noch gültig war, zu über-
nehmen.

(3) Verbleibt ein Fahrzeug, für das eine Tages-
steuerkarte gelöst worden ist, länger als 60 un-
mittelbar aufeinander folgende Tage im Inland,
dann ist nach Ablauf dieser Zeit eine Steuerkarte
nach § 13, Abs. (1) oder (2), des Gesetzes zu lösen.
Der Steuerschuldner kann aber in einem solchen
Falle auch für die ganze Zeit seit dem Eintr i t t
des Kraftfahrzeuges ins Inland eine Steuerkarte
nach § 13, Abs. (1) oder (2), des Gesetzes lösen
u n d verlangen, daß die für die Tagessteuerkarte
entrichtete Steuer angerechnet werde. In diesen
Fällen müssen mindestens vierteljährliche Teil-
zahlungen [§ 13, Abs. (2), des Gesetzes] geleistet
werden. Als Beginn der Gültigkeitsdauer der
neuen Steuerkarte setzt dann das Finanzamt den
Beginn der Gültigkeitsdauer der abgelaufenen
Tagessteuerkarte ein.

§ 53. M e h r m a l i g e r G r e n z ü b e r t r i t t .

(1) Wird die Grenze während der Gültigkeits-
dauer der Steuerkarte mehrere Male überschrit-
ten, so ist die Steuerkarte bei jedem Grenzüber-
t r i t t vorzulegen.

(2) Auf Tagessteuerkarten (Muster 5) hat die
Grenzzollstelle jedesmal den Eint r i t t oder Aus-
t r i t t des Fahrzeuges zu bescheinigen.

5. Steuerbefreiter Aufenthalt .

§54.

(1) Bei der Berechnung des dre imonat igen Zeit-
raumes der Steuerbefreiung nach § 3, Abs. (1),
Z. 9, des Gesetzes werden der Tag des Grenzein-
tr i t tes und der Tag des Grenzaustr i t tes als je ein
Aufenthalts tag gerechnet. W i r d de r Aufenthal t
im Inland unterbrochen, dann gelten mehrere
Aufenthalte von insgesamt 90 Tagen innerhalb
eines Kalenderjahres ata dreimonatiger Aufent-
halt.

(2) Der Tag des Eintri t tes des Kraftfahrzeuges
ins Inland ist von der Grenzzollstelle im Zollvor-
merkschein oder Passierschein zu vermerken.
Über die Steuerbefreiung ist eine Bescheinigung
nach Muster 6 auszustellen. In der Bescheinigung
sind das Kraftfahrzeug, sein Besitzer u n d der Tag
des ersten sowie jedes weiteren Grenzübertr i t tes
zu vermerken.

(3) Überschreitet die gesamte Aufenthal tsdauer
des Kraftfahrzeuges i m In land innerha lb eines
Kalenderjahres bei ununte rbrochenem Aufenthal t
drei Monate , bei unterbrochenem Aufenthal t
90 Tage, so ist das Fahrzeug für d ie weitere Auf-
enthal tsdauer , und zwar seit d e m ersten Tage
nach Ablauf der steuerfreien Zeit z u versteuern.
Die Steuer ist v o r Ablauf de6 steuerfreien Zeit-
raumes bei einem nach § 18, Abs. (1), zuständigen
A m t zu entr ichten. Eine tageweise Vers teuerung
ist in diesen Fällen nicht zulässig.

6. Daue rnde r Verbleib im Inland.

§55.

(1) T r i t t ein ausländisches Kraftfahrzeug [§ 2,
Abs. (2)] mi t eigener Tr iebkraf t z u m dauernden
Verbleib ins Inland ein, dann ist das Fahrzeug
bei der Grenzzollstelle vorläufig z u r Ver-
steuerung anzumelden . Die Grenzzollstelle k a n n
die Hinter legung einer Sicherheit in der H ö h e
einer vierteljährlichen Tei lzahlung der Steuer
[§ 13, Abs. (2), des Gesetzes] verlangen. Sie folgt
über die Anmeldung u n d die Sicherheitsleistung
eine Bescheinigung aus und best immt darin eine
Frist zu r Lösung der Steuerkar te . Innerha lb die-
ser Frist ist das Fahrzeug beim örtlich zuständi-
gen F inanzamt z u r Vers teuerung anzumelden
(§§ 19, 21).

(2) Das Finanzamt t räg t bei de r Festsetzung de r
Steuer in die Steuerkar te als Beginn der Gült ig-
keitsdauer den T a g des Eintr i t tes i n das In land
ein u n d zeigt der Grenzzollstelle die Entr ichtung
der Steuer an. Das Grenzzol lamt gibt darauf eine
etwa geleistete Sicherstellung zurück. Das Finanz-
amt ha t jedoch auf An t rag die Sicherheit auf die
festgesetzte Steuer anzurechnen, wenn ihm der
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Steuerpflichtige die Bescheinigung über die Lei-
stung der Sicherheit (Quittung) aushändigt.

(3) Ein ausländisches Kraftfahrzeug [§ 2,
Abs. (2)], das nicht mit eigener Triebkraft zum
dauernden Verbleib ins Inland eintritt, ist vor
seiner Benützung beim zuständigen Finanzamt
zur Versteuerung anzumelden (§§ 19, 21).

IV. Abschnitt.

Gemeinsame Bestimmungen.

§ 56. Z u s c h l ä g e .

Die Einhebung des zehnprozentigen Zuschlages
zur Steuer gemäß § 168, Abs. (2), der Abgaben-
ordnung und des Säumniszuschlages nach dem
Steuersäumnisgesetz wird durch die Entrichtung
eines Aufgeldes nach § 13, Abs. (2), des Gesetzes
nicht berührt.

§ 57. E r s a t z k a r t e u n d E r s a t z -
b e s c h e i n i g u n g .

An Stelle einer verlorenen oder unibrauchbar
gewordenen Steuerkarte oder Bescheinigung über
die Steuerbefreiung kann das Finanzamt, das die
Steuerkarte (Bescheinigung über die Steuerbefrei-
ung) ausgestellt hat, auf Antrag eine Ersatzkarte
(Ersatzbescheinigung) ausstellen. Der Antrag-
steller hat den Verlust der Steuerkarte (Bescheini-
gung) glaubhaft zu machen. Die neue Karte (Be-
scheinigung) ist als Ersatzkarte (Ersatzbescheini-
gung) zu bezeichnen.

§ 58. Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n .

(1) Ist bei Inkrafttreten der Verkehrsteuer-
novelle 1948, B. G. Bl. Nr. 57, für ein Kraft-
fahrzeug noch kein Zulassungsschein gemäß § 34,
Abs. (3), KFV. 1947 ausgestellt, so sind die Vor-
schriften des Gesetzes und dieser Verordnung
über den Zula6sungsschein sinngemäß auf den
Kraftfahrzeugschein nach § 24 der Straßenver-
kehrzulassungsordnung vom 13. November
1937, Deutsches R.G.Bl. I S. 1215, anzuwenden.

(2) Steuerkarten, deren Gültigkeitsdauer vor
dem 1. April 1948 begonnen hat, bleiben un-
beschadet der Bestimmungen der folgenden Ab-

sätze bis zum Ablauf der Gültigkeitsdauer in
Geltung.

(3) Sind bei Inkrafttreten der Verkehrsteuer-
novelle 1948, B . G . B l . N r . 57, Steuerkarten im
Lauf u n d wäre nach den Bestimmungen dieser
Novelle für den Rest der Gültigkeitsdauer der
Steuerkarte die Steuer nicht zu entrichten, so ist
die Steuer, soweit sie für volle Monate nach
dem 3 1 . März 1948 entrichtet worden ist, für
jeden Mona t in H ö h e v o n einem Zwölftel
der Jahressteuer auf Ant rag zu erstatten.

(4) Ermäßig t sich die Steuer nach den Bestim-
mungen der Verkehrsteuernovelle 1948 für den
Rest der Gültigkeitsdauer der Steuerkarte, so ist
auf Antrag der Unterschiedsbetrag zu erstatten,
der sich für volle Monate der Gültigkeitsdauer
der Steuerkarte nach dem 31 . März 1948 ergibt.

(5) Steuerkarten für Zwei- und Dreiradkraft-
fahrzeuge u n d für Personenkraftwagen (ausge-
nommen Kraftomnibusse), die durch flüssige
Brennstoffe angetrieben werden, sind, wenn die
Gültigkeit de r Steuerkarte sich über den 31 . März
1948 hinaus ersteckt, bis zum 30. Juni 1948 gegen
neue Steuerkarten umzutauschen. Die auf die al te
Karte entrichtete Steuer wird auf die für die neue
Karte zu entrichtende Steuer angerechnet. Wird
der Umtausch nicht rechtzeitig vorgenommen,
ist nach § 33, Abs. (2), beziehungsweise nach .§ 18,
Abs. (2), des Gesetzes vorzugehen.

(6) Kraftfahrzeuge, die nach den bisherigen Be-
s t immungen v o n der Steuer befreit waren und
die auf G r u n d des Artikels III der Verkehr-
steuernovelle 1948 mi t d e m 1. April 1948 neu in
die Steuerpflicht eintreten, sind bis z u m 30. Juni
1948 zu r Versteuerung anzumelden (§§ 19, 21).
Nach Ablauf dieser Frist ist gemäß § 33, Abs. (2),
beziehungsweise nach § 18, Abs. (2), des Gesetzes
vorzugehen.

§ 59. I n k r a f t t r e t e n .

Diese Verordnung tritt am 1. April 1948 in
Kraft. Gleichzeitig treten alle Durchführungs-
erlässe zum Kraftfahrzeugsteuergesetz 1935,
Deutsches R.G.Bl. I S. 407, außer Kraft.

Zimmermann
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Muster 1

(§ 21 KraftStDV 1948)
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Muster 2
(§ 26 KraftStDV 1948)
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Muster 3

(§ 41 KraftStDV 1948)
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Muster 4

(§ 51 KraftStDV 1948)
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Muster 5

(§ 51 KraftStDV 1948)
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Muster 6

(§ 54 KraftStDV 1948)
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